
Textgegenüberstellung 
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 365m. (1) Die §§ 365m bis 365z setzen die Richtlinie 2005/60/EG zur 

Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und 
der Terrorismusfinanzierung sowie die Richtlinie 2006/70/EG mit Durchfüh-
rungsbestimmungen für die Richtlinie 2005/60/EG für den Bereich  dieses Bun-
desgesetzes um. 
 
 
 
 
 
 
 

… 
(2)… 
(3) 

 2. Immobilienmakler, 
 3. Unternehmensberater einschließlich der Unternehmensorganisation bei 

der Erbringung folgender Dienstleistungen für Gesellschaften oder Treu-
handschaften: 

 a) Gründung von Gesellschaften oder anderen juristischen Personen, 
oder 

 b) Ausübung der Funktion eines Leiters oder eines Geschäftsführers 
einer Gesellschaft, eines Gesellschafters einer Personengesellschaft 
oder Wahrnehmung einer vergleichbaren Position gegenüber anderen 
juristischen Personen oder Bewirken, dass eine andere Person die zu-
vor genannten Funktionen ausüben kann, oder 

 c) Bereitstellung eines Gesellschaftssitzes, einer Geschäfts-, Verwal-
tungs- oder Postadresse und anderer damit zusammenhängender 
Dienstleistungen für eine Gesellschaft, eine Personengesellschaft oder 
eine andere juristische Person oder rechtsgeschäftliche Vereinbarung, 
oder 

§ 365m. (1) Die §§ 365m bis 365z setzen die Richtlinie 2005/60/EG zur 
Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und 
der Terrorismusfinanzierung sowie die Richtlinie 2006/70/EG mit Durchfüh-
rungsbestimmungen für die Richtlinie 2005/60/EG für den Bereich  dieses Bun-
desgesetzes um. Die §§ 365m bis 365z setzen weiters im Sinne der Erwägungs-
gründe der Richtlinie 2005/60/EG auch die Empfehlungen der Arbeitsgruppe 
„Financial Action Task Force (FATF) auf dem Gebiet der Bekämpfung der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung um, insbesondere insoweit diese 
inhaltlich über die Richtlinie 2005/60/EG hinausgehende Anforderungen aufstel-
len. 

… 
(2)… 
(3) 

 2. Immobilienmakler insbesondere im Hinblick sowohl auf Käufer als auch 
auf Verkäufer bzw. sowohl auf Mieter als auch auf Vermieter, 

 3. Unternehmensberater einschließlich der Unternehmensorganisation bzw. 
hinsichtlich der im Folgenden unter lit. c genannten Tätigkeiten auch 
sonstige Gewerbetreibende wie insbesondere Berechtigte hinsichtlich 
Büroarbeiten und Büroservice bei der Erbringung folgender Dienstleis-
tungen für Gesellschaften oder Treuhandschaften: 

 a) Gründung von Gesellschaften oder anderen juristischen Personen, 
oder 

 b) Ausübung der Funktion eines Leiters oder eines Geschäftsführers 
einer Gesellschaft, eines Gesellschafters einer Personengesellschaft 
oder Wahrnehmung einer vergleichbaren Position gegenüber anderen 
juristischen Personen oder Bewirken, dass eine andere Person die zu-
vor genannten Funktionen ausüben kann, oder 

 c) Bereitstellung eines Gesellschaftssitzes, einer Geschäfts-, Verwal-
tungs- oder Postadresse und anderer damit zusammenhängender 
Dienstleistungen für eine Gesellschaft, eine Personengesellschaft oder 
eine andere juristische Person oder rechtsgeschäftliche Vereinbarung, 
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 d) Ausübung der Funktion eines Treuhänders einer Treuhandschaft oder 

einer ähnlichen rechtsgeschäftlichen Vereinbarung oder Bewirken, 
dass eine andere Person die zuvor genannten Funktionen ausüben 
kann, oder 

 e) Ausübung der Funktion eines nominellen Anteilseigners für eine an-
dere Person, bei der es sich nicht um eine auf einem geregelten Markt 
notierte Gesellschaft handelt, die dem Gemeinschaftsrecht entspre-
chenden Offenlegungsanforderungen bzw. gleichwertigen internatio-
nalen Standards unterliegt, oder Bewirken, dass eine andere Person 
die zuvor genannten Funktionen ausüben kann; 

 
 

(4) Meldestelle zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-
rung ist der Bundesminister für Inneres. Die Meldestelle nimmt Verdachtsmel-
dungen gemäß den §§ 365u bis 365y entgegen. Für alle anderen nicht direkt der 
Meldestelle zugewiesenen behördlichen Aufgaben, insbesondere die laufende 
Überwachung und Sicherstellung der Einhaltung der §§ 365m bis 365z durch die 
Gewerbetreibenden einschließlich der Sanktionierung von Verstößen gegen diese 
Bestimmungen, ist die Gewerbebehörde (§ 333) zuständig. Die Gewerbebehörde 
hat die Einhaltung der Bestimmungen auf risikoorientierter Grundlage wirksam 
zu überwachen und die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um deren Einhal-
tung sicherzustellen. Dabei kommen ihr alle zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
angemessenen Befugnisse und Mittel zu, einschließlich der Möglichkeit, alle 
Auskünfte im Bezug auf die Überwachung der einschlägigen Vorschriften zu 
verlangen und Kontrollen und Prüfungen vor Ort durchzuführen (§ 338). 

oder 
 d) Ausübung der Funktion eines Treuhänders einer Treuhandschaft oder 

einer ähnlichen rechtsgeschäftlichen Vereinbarung oder Bewirken, 
dass eine andere Person die zuvor genannten Funktionen ausüben 
kann, oder 

 e) Ausübung der Funktion eines nominellen Anteilseigners für eine an-
dere Person, bei der es sich nicht um eine auf einem geregelten Markt 
notierte Gesellschaft handelt, die dem Gemeinschaftsrecht entspre-
chenden Offenlegungsanforderungen bzw. gleichwertigen internatio-
nalen Standards unterliegt, oder Bewirken, dass eine andere Person 
die zuvor genannten Funktionen ausüben kann; 

„(4) Die Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-
Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) nimmt Verdachtsmeldungen gemäß den §§ 365u 
bis 365y entgegen. Für alle anderen nicht direkt der Geldwäschemeldestelle (§ 4 
Abs. 2 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) zugewiesenen 
behördlichen Aufgaben, insbesondere die laufende Überwachung und Sicherstel-
lung der Einhaltung der §§ 365m bis 365z durch die Gewerbetreibenden ein-
schließlich der Sanktionierung von Verstößen gegen diese Bestimmungen, ist die 
Behörde (§ 333) zuständig. Die Behörde (§ 333) hat die Einhaltung der Bestim-
mungen auf risikoorientierter Grundlage wirksam zu überwachen und die erfor-
derlichen Maßnahmen zu treffen, um deren Einhaltung sicherzustellen. Dabei 
kommen ihr alle zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben angemessenen Befugnisse 
und Mittel zu, einschließlich der Möglichkeit, alle Auskünfte im Bezug auf die 
Überwachung der einschlägigen Vorschriften zu verlangen und Kontrollen und 
Prüfungen vor Ort durchzuführen (§ 338).“ 
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Definitionen 

§ 365n. Im Sinne der §§ 365m bis 365z bedeutet: 
 1. „Geldwäsche“ den Straftatbestand gemäß § 165 StGB, BGBl. 

Nr. 60/1974 in der jeweils geltenden Fassung 
 
 
 2. - 3. … 
 4. „politisch exponierte Personen“ 
 a) natürliche Personen, die – sofern nicht in nur mittlerer oder niedriger 

Funktion - eines oder mehrere der im Folgenden aufgezählten öffent-
lichen Ämter, im Hinblick auf lit. aa bis lit. ee, auch auf Gemein-
schaftsebene oder internationaler Ebene ausüben oder - sofern nicht 
verstärkte Sorgfaltspflichten auf risikobezogener Grundlage bestehen 
– längstens bis vor einem Jahr ausgeübt haben: 

 aa) Staatschefs, Regierungschefs, Minister, stellvertretende Minister 
und Staatssekretäre, 

 bb) Parlamentsmitglieder, 
 cc) Mitglieder von obersten Gerichten, Verfassungsgerichten oder 

sonstigen hochrangigen Institutionen der Justiz, gegen deren Ent-
scheidungen, von außergewöhnlichen Umständen abgesehen, kein 
Rechtsmittel eingelegt werden kann, 

 dd) Mitglieder der Rechnungshöfe oder der Vorstände von Zentral-
banken, 

 ee) Botschafter, Geschäftsträger und hochrangige Offiziere der 
Streitkräfte, 

 ff) Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane 
staatlicher Unternehmen, 

 b) Familienmitglieder der unter a) genannten Personen: 
 aa) der Ehepartner, 
 bb) der Partner, der nach einzelstaatlichem Recht dem Ehepartner 

gleichgestellt ist, 
 cc) die Kinder und deren Ehepartner oder Partner, 
 dd) die Eltern, 

Definitionen 
§ 365n. Im Sinne der §§ 365m bis 365z bedeutet: 

 1. „Geldwäsche“ den Straftatbestand gemäß § 165 StGB, BGBl. 
Nr. 60/1974 in der jeweils geltenden Fassung unter Einbeziehung von 
Vermögensbestandteilen, die aus einer strafbaren Handlung des Täters 
selbst herrühren (Eigengeldwäsche). 

 2. -3 … 
 4. „politisch exponierte Personen“ 
 a) natürliche Personen, die – sofern nicht in nur mittlerer oder niedriger 

Funktion - eines oder mehrere der im Folgenden aufgezählten öffent-
lichen Ämter, im Hinblick auf lit. aa bis lit. ee, auch auf Gemein-
schaftsebene oder internationaler Ebene ausüben oder - sofern nicht 
verstärkte Sorgfaltspflichten auf risikobezogener Grundlage bestehen 
– längstens bis vor einem Jahr ausgeübt haben: 

 aa) Staatschefs, Regierungschefs, Minister, stellvertretende Minister 
und Staatssekretäre, 

 bb) Parlamentsmitglieder und wichtige Vertreter politischer Parteien, 
 cc) Mitglieder von obersten Gerichten, Verfassungsgerichten oder 

sonstigen hochrangigen Institutionen der Justiz, gegen deren Ent-
scheidungen, von außergewöhnlichen Umständen abgesehen, kein 
Rechtsmittel eingelegt werden kann, 

 dd) Mitglieder der Rechnungshöfe oder der Vorstände von Zentral-
banken, 

 ee) Botschafter, Geschäftsträger und hochrangige Offiziere der 
Streitkräfte, 

 ff) Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane 
staatlicher Unternehmen, 

 b) Familienmitglieder der unter a) genannten Personen: 
 aa) der Ehepartner, 
 bb) der Partner, der nach einzelstaatlichem Recht dem Ehepartner 

gleichgestellt ist, 
 cc) die Kinder und deren Ehepartner oder Partner, 

dd) die Eltern,
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 c) eine den unter a) genannten Personen bekanntermaßen nahe stehende 

Person, die 
 aa) gemeinsamer wirtschaftlicher Eigentümer von Rechtspersonen 

und rechtsgeschäftlichen Vereinbarungen ist, 
 bb) enge Geschäftsbeziehungen zu dieser Person unterhält, 
 cc) alleiniger wirtschaftlicher Eigentümer einer Rechtsperson oder 

rechtsgeschäftlichen Vereinbarung ist, die bekanntermaßen tat-
sächlich zum Nutzen der unter lit. a) genannten Person errichtet 
wurde; 

  

 c) eine den unter a) genannten Personen bekanntermaßen nahe stehende 
Person, die 

 aa) gemeinsamer wirtschaftlicher Eigentümer von Rechtspersonen 
und rechtsgeschäftlichen Vereinbarungen ist, 

 bb) enge Geschäftsbeziehungen zu dieser Person unterhält, 
 cc) alleiniger wirtschaftlicher Eigentümer einer Rechtsperson oder 

rechtsgeschäftlichen Vereinbarung ist, die bekanntermaßen tat-
sächlich zum Nutzen der unter lit. a) genannten Person errichtet 
wurde; 

§ 365p. (1) Die Pflichten gegenüber Kunden umfassen: 
 1. Feststellung und Überprüfung der Kundenidentität auf der Grundlage 

eines amtlichen Lichtbildausweises, 
 2. gegebenenfalls Feststellung der Identität des wirtschaftlichen Eigentü-

mers unter Ergreifung risikobasierter und angemessener Maßnahmen, um 
sich von dessen Identität auch tatsächlich zu überzeugen. Im Falle von 
juristischen Personen, Treuhandschaften und ähnlichen rechtsgeschäftli-
chen Vereinbarungen schließt dies risikobasierte und angemessene Maß-
nahmen zur Feststellung der Eigentums- und Kontrollstruktur des Kun-
den ein, 

 3. … 
 4. … 
 
 
 

(2)-(3)… 
(4) Sofern die Gewerbetreibenden nicht in der Lage sind, Abs. 1 Z 1 bis 3 

nachzukommen, sind sie verpflichtet, keine Transaktion über ein Bankkonto 
abzuwickeln, keine Geschäftsbeziehung zu begründen, die Transaktion nicht 
abzuwickeln oder die Geschäftsbeziehung zu beenden. Weiters haben sie die 
Notwendigkeit einer Meldung an die Meldestelle gemäß § 365u Abs. 1 Z 1 zu 
prüfen. 

§ 365p. (1) Die Pflichten gegenüber Kunden umfassen: 
 1. Feststellung und Überprüfung der Kundenidentität auf der Grundlage 

eines amtlichen Lichtbildausweises, 
 2. gegebenenfalls zusätzlich Feststellung der Identität des wirtschaftlichen 

Eigentümers und die  Ergreifung risikobasierter und angemessener Maß-
nahmen, um dessen Identität zu überprüfen.  Im Falle von juristischen 
Personen, Treuhandschaften und ähnlichen rechtsgeschäftlichen Verein-
barungen schließt dies risikobasierte und angemessene Maßnahmen zur 
Feststellung der Eigentums- und Kontrollstruktur des Kunden ein sowie 
die Feststellung, wer die natürlichen Personen sind, die letztlich die Ei-
gentümer sind oder die Kontrolle besitzen oder tatsächlich ausüben, 

 2a. bei Handeln des Kunden als Vertreter eines Dritten im Sinne von Z 2, 
Überprüfung der Vertretungsbefugnis des Vertreters, 

 3. … 
 4. … 

(2)-(3)… 
(4) Sofern die Gewerbetreibenden nicht in der Lage sind, Abs. 1 Z 1 bis 3 

nachzukommen, sind sie verpflichtet, keine Transaktion über ein Bankkonto 
abzuwickeln, keine Geschäftsbeziehung zu begründen, die Transaktion nicht 
abzuwickeln oder die Geschäftsbeziehung zu beenden. Weiters haben sie die 
Notwendigkeit einer Meldung an die Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des 
Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) gemäß § 365u Abs. 1 Z 1 zu 
prüfen. 

§ 365r. (1) Die Anforderungen der §§ 365o Abs. 1 Z 1, 2 und 4, § 365p § 365r. (1) Die Gewerbetreibenden können von einzelnen der in § 365p 
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Abs. 1 und Abs. 2 und § 365q Abs. 1 gelten nicht, wenn es sich beim Kunden um
 
 1. … 

(2) Die Anforderungen der § 365o Abs. 1 Z 1, 2 und 4, § 365p Abs. 1 und 
Abs. 2 und § 365q Abs. 1 gelten außerdem nicht bei 
 1. … 
 
    

Abs. 1 und Abs. 2 und § 365q Abs. 1 festgelegten Maßnahmen Abstand nehmen, 
wenn diese auf Grund eines geringen Risikos der Geldwäsche oder der Terroris-
musfinanzierung nicht erforderlich sind und wenn es sich beim Kunden um 
 1. … 

(2) Die Gewerbetreibenden können von einzelnen der in § 365p Abs. 1 und 
Abs. 2 und § 365q Abs. 1 festgelegten Maßnahmen außerdem Abstand nehmen, 
wenn diese auf Grund eines geringen Risikos der Geldwäsche oder der Finanzie-
rung des Terrorismus nicht erforderlich sind und es sich handelt um 

§ 365s. (1) Gewerbetreibende haben in den Fällen, in denen der Kunde zur 
Feststellung der Identität nicht physisch anwesend war (Ferngeschäfte), dem 
Kunden Bestell- und Auftragsformulare an den Wohnsitz bzw. den Sitz mit ein-
geschriebener Briefsendung zuzustellen. Der Kunde ist aufzufordern, dem rück-
zuübermittelnden Bestell- oder Auftragsformular eine leserliche Kopie eines 
amtlichen Lichtbildausweises beizulegen, anhand derer die Gewerbetreibenden 
die Kundenangaben zur Identität in der Bestellung oder im Auftrag zu überprüfen 
haben. 
 
 
 

(2) … 
(3) Hinsichtlich Transaktionen oder Geschäftsbeziehungen zu politisch ex-

ponierten Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland 
ansässig sind, haben die Gewerbetreibenden sowie gegebenenfalls deren leitendes 
Personal und deren Angestellte 
 1. angemessene, risikobasierte Verfahren einzusetzen, mit denen bestimmt 

werden kann, ob es sich bei dem Kunden um eine politisch exponierte 
Person handelt oder nicht, 

 2. die Zustimmung der Führungsebene einzuholen, bevor sie Geschäftsbe-
ziehungen mit diesen Kunden aufnehmen, 

 3. angemessene Maßnahmen zu ergreifen, mit denen die Herkunft des 
Vermögens und die Herkunft der Gelder bestimmt werden kann, die im 
Rahmen der Geschäftsbeziehung oder der Transaktion eingesetzt werden 
und 

 4. die Geschäftsbeziehung einer verstärkten fortlaufenden Überwachung zu 
unterziehen.

§ 365s (1) „(1) Die Gewerbetreibenden haben auf risikoorientierter Grundla-
ge gegenüber den in § 365p Abs. 1 und Abs. 2 und § 365q Abs. 1 festgelegten 
Maßnahmen verstärkte Sorgfaltspflichten in Fällen anzuwenden, bei denen ihrem 
Wesen nach ein erhöhtes Risiko der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzie-
rung besteht und die Geschäftsbeziehung einer verstärkten kontinuierlichen 
Überwachung zu unterziehen. Gewerbetreibende haben in den Fällen, in denen 
der Kunde zur Feststellung der Identität nicht physisch anwesend war (Fernge-
schäfte), dem Kunden Bestell- und Auftragsformulare an den Wohnsitz bzw. den 
Sitz mit eingeschriebener Briefsendung zuzustellen. Der Kunde ist aufzufordern, 
dem rückzuübermittelnden Bestell- oder Auftragsformular eine leserliche Kopie 
eines amtlichen Lichtbildausweises beizulegen, anhand derer die Gewerbetrei-
benden die Kundenangaben zur Identität in der Bestellung oder im Auftrag zu 
überprüfen haben. 

(2) … 
(3) Hinsichtlich Transaktionen oder Geschäftsbeziehungen zu politisch ex-

ponierten Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland 
ansässig sind, haben die Gewerbetreibenden sowie gegebenenfalls deren leitendes 
Personal und deren Angestellte 
 1. angemessene, risikobasierte Verfahren einzusetzen, mit denen bestimmt 

werden kann, ob es sich bei dem Kunden um eine politisch exponierte 
Person handelt oder nicht, 

 2. die Zustimmung der Führungsebene einzuholen, bevor sie Geschäftsbe-
ziehungen mit diesen Kunden aufnehmen, 

 3. angemessene Maßnahmen zu ergreifen, mit denen die Herkunft des 
Vermögens und die Herkunft der Gelder bestimmt werden kann, die im 
Rahmen der Geschäftsbeziehung oder der Transaktion eingesetzt werden 
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(4) … und 

 4. die Geschäftsbeziehung einer verstärkten fortlaufenden Überwachung zu 
unterziehen. 

Dies gilt auch, wenn der Kunde bereits akzeptiert wurde und sich bezüglich 
des Kunden oder des wirtschaftlichen Eigentümers in Folge herausstellt, dass es 
sich um eine politisch exponierte Person handelt oder diese in Folge zu einer 
politisch exponierten Person werden. 

(4)… 
(5) Der Bundesminister für Wirtschaft, Jugend und Familie kann durch Ver-

ordnung bezogen auf Arten von Kunden, Geschäftsbeziehungen oder Transaktio-
nen weitere Fälle festlegen, bei denen ihrem Wesen nach ein erhöhtes Risiko der 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung besteht, insbesondere im Zusammen-
hang mit Staaten, in denen laut glaubwürdiger Quelle ein erhöhtes Risiko der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung anzunehmen ist, und für diese den 
Gewerbetreibenden zusätzlich zu den Pflichten des § 365p weitere angemessene 
Sorgfaltspflichten vorschreiben und die Gewerbetreibenden verpflichten, diese 
Geschäftsbeziehung einer verstärkten kontinuierlichen Überwachung zu unterzie-
hen.“

Meldepflichten 
Allgemeines 

§ 365t. Die Gewerbetreibenden haben Transaktionen, die einen Zusammen-
hang mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung besonders nahe legen, be-
sondere Aufmerksamkeit zu widmen. Dies gilt insbesondere für komplexe oder 
unüblich große Transaktionen oder Transaktionen von unüblichem Muster ohne 
offensichtlichen wirtschaftlichen oder erkennbaren rechtmäßigen Zweck. 

Meldepflichten 
Allgemeines 

§ 365t. Die Gewerbetreibenden haben Transaktionen, die einen Zusammen-
hang mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung besonders nahe legen, insbe-
sondere solche mit Personen, aus oder in Staaten, in denen laut glaubwürdiger 
Quelle ein erhöhtes Risiko der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung 
anzunehmen ist, besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Dies gilt insbesondere 
für komplexe oder unüblich große Transaktionen oder Transaktionen von unübli-
chem Muster ohne offensichtlichen wirtschaftlichen oder erkennbaren rechtmäßi-
gen Zweck. In solchen Fällen hat die besondere Aufmerksamkeit insbesondere 
soweit möglich die Prüfung und die Führung schriftlicher Aufzeichnungen bezüg-
lich der wesentlichen Geschäftselemente und die Aufbewahrung derselben iSv 
§ 365y im Interesse einer Unterstützung der zuständigen Behörden zu umfassen. 

§ 365u. (1) Die Gewerbetreibenden sowie gegebenenfalls deren leitendes 
Personal und deren Angestellte haben 
 1. die Meldestelle von sich aus umgehend zu informieren, wenn sie wissen, 

§ 365u. (1) Die Gewerbetreibenden sowie gegebenenfalls deren leitendes 
Personal und deren Angestellte haben 

1. die Meldestelle von sich aus umgehend zu informieren, wenn sie wissen, 
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einen Verdacht oder einen berechtigten Grund zur Annahme haben, dass 
eine Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung begangen oder zu bege-
hen versucht wurde oder wird und 

 2. der Meldestelle auf Verlangen umgehend alle erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen und die erforderlichen Unterlagen zu übermitteln. 

(2) Informationen im Sinne von Abs. 1 gelten nicht als Verletzung einer ver-
traglich oder durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften geregelten Beschrän-
kung der Informationsweitergabe und ziehen keinerlei Haftung nach sich. 

einen Verdacht oder einen berechtigten Grund zur Annahme haben, dass 
 a. eine versuchte, bevorstehende, laufende oder bereits erfolgte Transak-

tion im Zusammenhang mit Vermögensbestandteilen, die aus einer in 
§ 165 StGB aufgezählten strafbaren Handlung herrühren (unter Ein-
beziehung von Vermögensbestandteilen, die aus einer strafbaren 
Handlung des Täters selbst herrühren), steht; oder 

 b. ein Vermögensbestandteil aus einer in § 165 StGB aufgezählten straf-
baren Handlung herrührt (unter Einbeziehung von Vermögensbestand-
teilen, die aus einer strafbaren Handlung des Täters selbst herrühren), 
oder 

 c. die versuchte, bevorstehende, laufende oder bereits erfolgte Transak-
tion oder der Vermögensbestandteil im Zusammenhang mit einer kri-
minellen Vereinigung gemäß § 278 StGB, einer terroristischen Verei-
nigung gemäß § 278b StGB, einer terroristischen Vereinigung gemäß 
§ 278c oder der Terrorismusfinanzierung steht, und 

 2. der Meldestelle auf Verlangen umgehend alle erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen und die erforderlichen Unterlagen zu übermitteln. 

(2) Die Mitteilung von Informationen im Sinne von Abs. 1 im guten Glau-
ben gilt nicht als Verletzung einer vertraglich oder durch Rechts- oder Verwal-
tungsvorschriften geregelten Beschränkung der Informationsweitergabe und zieht 
keinerlei Haftung nach sich. 

(3) Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Bestimmung ist die Geld-
wäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I 
Nr. 22/2002) ermächtigt, von natürlichen und juristischen Personen sowie von 
sonstigen Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit die hiefür erforderlichen Daten 
zu ermitteln und zu verarbeiten. Weiters ist sie ermächtigt, personenbezogene 
Daten über den Kunden, die sie bei der Vollziehung von Bundes- oder Landesge-
setzen ermittelt hat, zu verwenden und mit Stellen anderer Staaten auszutauschen, 
denen die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung obliegt. 

§ 365v. (1) Die Gewerbetreibenden dürfen Transaktionen, von denen sie 
wissen oder vermuten, dass sie mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung 
zusammenhängen, nicht durchführen, bevor sie die im § 365u Abs. 1 vorgesehene 
Meldung abgeschlossen haben. Die Gewerbetreibenden sind berechtigt, von der 
Meldestelle zu verlangen, dass diese entscheidet, ob gegen die unverzügliche 
Abwicklung einer Transaktion Bedenken bestehen. Äußert sich die Behörde bis 

§ 365v. (1) Die Gewerbetreibenden dürfen Transaktionen, von denen sie 
wissen oder vermuten, dass sie mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung 
zusammenhängen, nicht durchführen, bevor sie die im § 365u Abs. 1 vorgesehene 
Meldung abgeschlossen haben. Die Gewerbetreibenden sind berechtigt, von der 
Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I 
Nr. 22/2002) zu verlangen, dass diese entscheidet, ob gegen die unverzügliche 
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zum Ende des folgenden Werktages nicht, so darf die Transaktion unverzüglich 
abgewickelt werden. 

(2) Falls von der Transaktion vermutet wird, dass sie Geldwäsche oder Ter-
rorismusfinanzierung zum Gegenstand hat, und falls der Verzicht auf eine Tran-
saktion nicht möglich ist oder falls dadurch die Verfolgung der Nutznießer einer 
mutmaßlichen Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung behindert werden 
könnte, haben die Gewerbetreibenden die Meldestelle unmittelbar danach zu 
benachrichtigen. 

(3) Die Meldestelle ist ermächtigt, anzuordnen, dass eine Transaktion un-
terbleibt oder vorläufig aufgeschoben wird, wenn der Verdacht besteht, dass sie 
der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung dient. Die Meldestelle hat den 
Kunden und die Staatsanwaltschaft ohne unnötigen Aufschub von der Anordnung 
zu verständigen. Die Verständigung des Kunden hat den Hinweis zu enthalten, 
dass er oder ein sonst Betroffener berechtigt ist, Beschwerde wegen Verletzung 
ihrer Rechte an den unabhängigen Verwaltungssenat zu erheben; hierbei ist auch 
auf die in § 67c AVG enthaltenen Bestimmungen für solche Beschwerden hinzu-
weisen. 

(4) Die Meldestelle hat die Anordnung nach Abs. 3 aufzuheben, sobald die 
Voraussetzungen für die Erlassung weggefallen sind oder die Staatsanwaltschaft 
erklärt, dass die Voraussetzungen für eine Beschlagnahme nicht bestehen. Die 
Anordnung tritt im Übrigen außer Kraft, wenn 
         
  
 
 
 1. seit ihrer Erlassung sechs Monate vergangen sind oder 
 2. das Gericht über einen Antrag auf Beschlagnahme gemäß §§ 109 Z 2, 

115 StPO rechtskräftig entschieden hat. 
 
 
 
 

 

Abwicklung einer Transaktion Bedenken bestehen. Äußert sich die Behörde bis 
zum Ende des folgenden Werktages nicht, so darf die Transaktion unverzüglich 
abgewickelt werden. 

(2) Falls von der Transaktion vermutet wird, dass sie Geldwäsche oder Ter-
rorismusfinanzierung zum Gegenstand hat, und falls der Verzicht auf eine Tran-
saktion nicht möglich ist oder falls dadurch die Verfolgung der Nutznießer einer 
mutmaßlichen Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung behindert werden 
könnte, haben die Gewerbetreibenden die Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des 
Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) unmittelbar danach zu be-
nachrichtigen. 

(3) Die Meldestelle ist ermächtigt, anzuordnen, dass eine Transaktion un-
terbleibt oder vorläufig aufgeschoben wird, wenn der Verdacht besteht, dass sie 
der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung dient. Die Geldwäschemelde-
stelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) hat den 
Kunden und die Staatsanwaltschaft ohne unnötigen Aufschub von der Anordnung 
zu verständigen. Die Verständigung des Kunden hat den Hinweis zu enthalten, 
dass er oder ein sonst Betroffener berechtigt ist, Beschwerde wegen Verletzung 
ihrer Rechte an den unabhängigen Verwaltungssenat zu erheben; hierbei ist auch 
auf die in § 67c AVG enthaltenen Bestimmungen für solche Beschwerden hinzu-
weisen. 

(4) Die Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-
Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) hat die Anordnung nach Abs. 3 aufzuheben, 
sobald die Voraussetzungen für die Erlassung weggefallen sind oder die Staats-
anwaltschaft erklärt, dass die Voraussetzungen für eine Beschlagnahme nicht 
bestehen. Die Anordnung tritt im Übrigen außer Kraft, wenn 
 1. seit ihrer Erlassung sechs Monate vergangen sind oder 
 2. das Gericht über einen Antrag auf Beschlagnahme gemäß §§ 109 Z 2, 

115 StPO rechtskräftig entschieden hat. 

§ 365w. Die Gewerbebehörden haben umgehend die Meldestelle zu unter-
richten, wenn sie im Rahmen von Prüfungen, die sie bei den Gewerbetreibenden 

§ 365w. Die Behörden haben umgehend die Geldwäschemeldestelle (§ 4 
Abs. 2 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) zu unterrichten, 
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durchführen, oder bei anderen Gelegenheiten auf Tatsachen stoßen, die mit 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängen könnten. 

wenn sie bei Vollziehung gewerberechtlicher Vorschriften auf Tatsachen stoßen, 
die mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängen könnten. 
§ 365x hinsichtlich des Verbotes der Informationsweitergabe an den betroffenen 
Kunden und Dritte gilt sinngemäß auch für die Behörden. Die Behörden haben 
Aufzeichnungen zu führen, aus denen die Zahl der behördlichen Meldungen an 
die Meldestelle, die Zahl der wegen eines Verstoßes gegen § 366 b geführten 
Verwaltungsstrafverfahren, die Zahl der Vorortüberprüfungen sowie die Höhe der 
verhängten Geldstrafen hervorgehen. 

§ 365y. (1) … 
(2) Versicherungsvermittler, die mit Lebensversicherungen und anderen 

Dienstleistungen mit Anlagezweck tätig werden, haben die Maßnahmen im Hinb-
lick auf Sorgfaltspflichten und die Aufbewahrung von Aufzeichnungen im Sinne 
des ersten Absatzes auch in ihren – sofern vorhanden – Zweigstellen und mehr-
heitlich in ihrem Besitz befindlichen Tochterunternehmen in Drittländern anzu-
wenden. Ist die Anwendung dieser Maßnahmen in einem Drittland nicht zulässig, 
so haben sie die Meldestelle hievon schriftlich zu informieren. Die Meldestelle 
hat die Europäische Kommission zu informieren, wenn sie zur Auffassung 
kommt, dass in einem solchen Fall eine Lösung im Rahmen eines abgestimmten 
Vorgehens angestrebt werden könnte. Weiters haben Versicherungsvermittler, 
wenn Maßnahmen nach dem ersten Satz in einem Drittland nicht zulässig sind, 
zusätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um dem Risiko der Geldwäsche oder der 
Terrorismusfinanzierung wirkungsvoll zu begegnen. 

(3) Versicherungsvermittler, die im Zusammenhang mit Lebensversicherun-
gen und anderen Dienstleistungen mit Anlagezweck tätig werden, haben Vorsor-
ge zu treffen, dass sie auf Anfrage der Meldestelle oder anderer zuständiger Be-
hörden vollständig und rasch Auskunft geben können, ob sie mit bestimmten 
natürlichen oder juristischen Personen eine Geschäftsbeziehung unterhalten oder 
während der letzten fünf Jahre unterhalten haben sowie über die Art dieser Ge-
schäftsbeziehung. 

§ 365y. (1) … 
(2) Versicherungsvermittler, die mit Lebensversicherungen und anderen 

Dienstleistungen mit Anlagezweck tätig werden, haben die Maßnahmen im Hinb-
lick auf Sorgfaltspflichten und die Aufbewahrung von Aufzeichnungen im Sinne 
des ersten Absatzes auch in ihren – sofern vorhanden – Zweigstellen und mehr-
heitlich in ihrem Besitz befindlichen Tochterunternehmen in Drittländern anzu-
wenden. Ist die Anwendung dieser Maßnahmen in einem Drittland nicht zulässig, 
so haben sie die Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-
Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) hievon schriftlich zu informieren. Die Geldwä-
schemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I 
Nr. 22/2002) hat die Europäische Kommission zu informieren, wenn sie zur Auf-
fassung kommt, dass in einem solchen Fall eine Lösung im Rahmen eines abge-
stimmten Vorgehens angestrebt werden könnte. Weiters haben Versicherungs-
vermittler, wenn Maßnahmen nach dem ersten Satz in einem Drittland nicht zu-
lässig sind, zusätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um dem Risiko der Geldwäsche 
oder der Terrorismusfinanzierung wirkungsvoll zu begegnen. 

(3) Versicherungsvermittler, die im Zusammenhang mit Lebensversicherun-
gen und anderen Dienstleistungen mit Anlagezweck tätig werden, haben Vorsor-
ge zu treffen, dass sie auf Anfrage der Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des 
Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) oder anderer zuständiger 
Behörden vollständig und rasch Auskunft geben können, ob sie mit bestimmten 
natürlichen oder juristischen Personen eine Geschäftsbeziehung unterhalten oder 
während der letzten fünf Jahre unterhalten haben sowie über die Art dieser Ge-
schäftsbeziehung. 

§ 365z. (1) … 
(2) … 
(3) 

§ 365z. (1) … 
(2) … 
(3)

671 der B
eilagen X

X
IV

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

9 von 36



 
(4) Der Bundesminister für Inneres hat die Wirtschaftskammer Österreich 

zum Zwecke der Information der Gewerbetreibenden über Methoden der Geld-
wäsche und der Terrorismusfinanzierung und über Anhaltspunkte, an denen sich 
verdächtige Transaktionen erkennen lassen, geeignet zu informieren. 

(4) Die Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-
Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) hat der Wirtschaftskammer Österreich zum Zwe-
cke der Information der Gewerbetreibenden aktuelle Informationen über Metho-
den der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung und über Anhaltspunkte, 
an denen sich verdächtige Transaktionen erkennen lassen, zur Verfügung zu 
stellen.“ 

§ 366. (1) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 3 600 € zu 
bestrafen ist, begeht, wer 
         
 9. wer es entgegen den Bestimmungen des § 365u unterlässt, die Geldwä-

schemeldestelle umgehend zu informieren, oder die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen oder Unterlagen herauszugeben; 

§ 367. Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 2 180 € zu 
bestrafen ist, begeht, wer 
 38. die Bestimmungen der §§ 365m bis 365z betreffend Maßnahmen zur 

Verhinderung der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung nicht be-
folgt; 

§ 366b. (1) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 30 000 € 
zu bestrafen ist, begeht, wer es entgegen den Bestimmungen des § 365u unter-
lässt, die Geldwäschemeldestelle umgehend zu informieren, oder die erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen oder Unterlagen herauszugeben. 

(2) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 20 000 € zu be-
strafen ist, begeht, wer die sonstigen Bestimmungen der §§ 365m bis 365z betref-
fend Maßnahmen zur Verhinderung der Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-
rung nicht befolgt; 
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Artikel 2 

Änderung des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 83. (1) … 
(2) Diese Richtlinie hat insbesondere zu regeln: 

 1. das standesgemäße Verhalten im Geschäftsverkehr mit Auftragge-
bern, 

 2. das standesgemäße Verhalten gegenüber anderen Berufsberechtig-
ten, Berufsanwärtern und Personen anderer Berufe, die durch die 
Ausübung des Wirtschaftstreuhandberufes berührt werden, 

 3. die Kontrolle der sonstigen Pflichten von Berufsberechtigten und 
 4. angemessene Vorkehrungen zum Schutz der Berufsberechtigten 

von einer Ausnutzung durch die organisierte Kriminalität und ei-
ner Verwicklung in diese. 

 
 
 
 
 
 
 

(3) …

§ 83. (1) … 
(2) Diese Richtlinie hat insbesondere zu regeln: 

 1. das standesgemäße Verhalten im Geschäftsverkehr mit Auftraggebern, 
 2. das standesgemäße Verhalten gegenüber anderen Berufsberechtigten, Berufsan-

wärtern und Personen anderer Berufe, die durch die Ausübung des Wirtschafts-
treuhandberufes berührt werden, 

 3. die Kontrolle der sonstigen Pflichten von Berufsberechtigten und 
 4. angemessene Vorkehrungen zum Schutz der Berufsberechtigten von einer Aus-

nutzung durch die organisierte Kriminalität und einer Verwicklung in diese, 
 5. die nähere Ausgestaltung der Sorgfaltspflichten im Hinblick auf Geldwäsche und 

Terrorismusfinanzierung, 
 6. die Erstellung von Risikoprofilen betreffend Geschäftsbeziehungen im Hinblick 

auf Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und 
 7. Anleitungen betreffend erweiterter Sorgfaltspflichten für risikoreiche Geschäfte 

im Hinblick auf Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung. 
(3) … 

§ 91. (1) bis (3) … 
(4) Die Verschwiegenheitspflicht entfällt, wenn und insoweit 

 1. Melde- und Auskunftspflichten im Rahmen der Bestimmungen 
der Richtlinie 2005/60/EG zur Verhinderung der Nutzung des Fi-
nanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfi-
nanzierung, ABl. Nr. L 309 vom 25.11.2005 S. 15, und den damit 
im Zusammenhang erlassenen Umsetzungsmaßnahmen bestehen 
oder 

 2. der Auftraggeber den Berufsberechtigten ausdrücklich von dieser 
Pflicht entbunden hat oder 

 3. Melde- und Auskunftspflichten im Rahmen der Qualitätsprüfun-
gen auf Grund des Bundesgesetzes über die Qualitätssicherung, 

§ 91. (1) bis (3) … 
(4) Die Verschwiegenheitspflicht entfällt, wenn und insoweit 

 1. Melde- und Auskunftspflichten im Rahmen der Bestimmungen der Richtlinie 
2005/60/EG zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, ABl. Nr. L 309 vom 25.11.2005 S. 
15, und den damit im Zusammenhang erlassenen Umsetzungsmaßnahmen beste-
hen oder 

 2. der Auftraggeber den Berufsberechtigten ausdrücklich von dieser Pflicht entbun-
den hat oder 

 3. Melde- und Auskunftspflichten im Rahmen der Qualitätsprüfungen auf Grund des 
Bundesgesetzes über die Qualitätssicherung, BGBl. I Nr. 84/2005, bei Ab-
schlussprüfungen bestehen oder
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BGBl. I Nr. 84/2005, bei Abschlussprüfungen bestehen.
 
 
 
 
 
 
 
 

(5) …

 4. die Weitergabe und Verarbeitung von Informationen, auch in Form elektronischer 
Datenbanken und Informationsverbundsysteme, für die Beurteilung von Befan-
genheit und Ausgeschlossenheit im Netzwerk, einschließlich zu Netzwerkmitg-
liedern im Ausland, vor Übernahme eines Abschlussprüfermandates und während 
der Durchführung desselben durch Netzwerkmitglieder (§§ 270 Abs. 1a, 271 bis 
271c des Unternehmensgesetzbuches, dRGBl. S 219/1897) erforderlich ist.“ 

(5) … 

 „2. Abschnitt 

Maßnahmen zur Verhinderung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung 
Allgemeines 

§ 98a. (1) Die Bestimmungen dieses Abschnittes setzen für den Bereich der Wirt-
schaftstreuhandberufe um: 
 1. die Richtlinie 2005/60/EG zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum 

Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, ABl. Nr. L 309 vom 
25.11.2009, S. 15 (im Folgenden: 3. Geldwäsche-RL) und 

 2. die Empfehlungen der Arbeitsgruppe „Financial Action Task Force“ (FATF) auf 
dem Gebiet der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, insoweit diese 
über die 3. Geldwäsche-RL hinausgehende Anforderungen aufstellen. 

(2) Zuständige Behörde für Meldungen im Sinne dieses Abschnittes ist die Geldwä-
schemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002). 

(3) Berufsberechtigte sind verpflichtet, Sorgfaltspflichten gemäß den Bestimmungen 
dieses Abschnittes zu setzen: 
 1. Bei Begründung einer Geschäftsbeziehung oder 
 2. bei Abwicklung gelegentlicher Transaktionen in Höhe von 15 000 Euro oder 

mehr, und zwar unabhängig davon, ob die Transaktion in einem einzigen Vor-
gang oder in mehreren Vorgängen, zwischen denen eine Verbindung zu bestehen 
scheint, getätigt wird, oder 

 3. bei Verdacht auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung oder 
 4. bei Zweifel an der Echtheit oder der Richtigkeit oder der Angemessenheit von 

Kundenidentifikationsdaten. 
(4) Von der Begründung einer Geschäftsbeziehung im Sinne dieses Abschnittes ist 
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auszugehen, wenn über eine kostenlose Erstberatung hinaus weitere Dienste oder Aufträ-
ge erfolgen. 

(5) In den Fällen des Abs. 3 Z 3 und Z 4 sind die Sorgfaltspflichten ungeachtet et-
waiger Ausnahmeregelungen, Befreiungen oder Schwellenwerte zu setzen. 

Sorgfaltspflichten 
§ 98b. (1) Die Sorgfaltspflichten umfassen jedenfalls: 

 1. die Feststellung und Überprüfung der Identität des Auftraggebers auf der Grund-
lage von Dokumenten, Daten und Informationen, die von einer glaubwürdigen 
und unabhängigen Quelle stammen, wobei die Vorlage eines aktuellen amtlichen 
Lichtbildausweises zur Identitätsfeststellung ausreicht, 

 1a bei Handeln des Auftraggebers als Vertreter eines Dritten die Überprüfung der 
Vertretungsbefugnis des Vertreters, 

 2. die Identifizierungspflicht betreffend den wirtschaftlichen Eigentümer, 
 3. die Vorlage beweiskräftiger aktueller Dokumente wie beispielsweise ein Firmen-

buchauszug, wenn der Auftraggeber ein Unternehmen, eine Gesellschaft oder ei-
ne sonstige juristische Person ist, wobei jedenfalls amtliche Lichtbildausweise der 
vertretungsbefugten Personen der Gesellschaft in vertretungsbefugter Zusammen-
setzung vorzulegen sind, 

 4. die Überprüfung der Identität des wirtschaftlichen Eigentümers unter Ergreifung 
risikobasierter und angemessener Maßnahmen, wobei die Maßnahmen insbeson-
dere die Eigentums- und Kontrollstruktur des Auftraggebers verständlich machen 
sollen, 

 5. die Einholung von Informationen über Zweck und angestrebte Art der Geschäfts-
beziehung, 

 6. das Ergreifen risikobasierter und angemessener Maßnahmen, um eine kontinuier-
liche Überwachung der Geschäftsbeziehung, einschließlich einer Überprüfung der 
im Verlauf der Geschäftsbeziehung abgewickelten Transaktionen, durchzuführen, 
um sicherzustellen, dass diese mit den Kenntnissen der über den Auftraggeber, 
seine Geschäftstätigkeit und sein Risikoprofil, einschließlich erforderlichenfalls 
der Herkunft der Geld- oder Finanzmittel, kohärent sind, und Gewähr zu leisten, 
dass die jeweiligen Dokumente, Daten oder Informationen stets aktualisiert wer-
den, 

 7. die Durchführung von Verfahren zur Feststellung, ob es sich bei dem Auftragge-
ber um eine politisch exponierte Person im Sinne des § 98d Abs. 1 Z 3 handelt 
und
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 8. eine erhöhte und besondere Aufmerksamkeit insbesondere auf jenen Tätigkeiten 
und Transaktionen, deren Art es besonders nahe legen, dass sie mit Geldwäsche 
oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängen könnten, insbesondere komplexe 
oder unüblich große Transaktionen sowie alle unüblichen Muster von Transaktio-
nen ohne offensichtlichen wirtschaftlichen oder erkennbaren rechtmäßigen 
Zweck. In solchen Fällen ist soweit wie möglich der Hintergrund und der Zweck 
solcher Transaktionen zu prüfen und die Ergebnisse schriftlich aufzuzeichnen und 
für die zuständigen Behörden aufzubewahren. 

(2) Wirtschaftlicher Eigentümer sind die natürlichen Personen, in deren Eigentum 
oder unter deren Kontrolle der Auftraggeber steht, oder die natürliche Person, in deren 
Auftrag eine Transaktion oder Tätigkeit ausgeführt wird. Dies umfasst: 
 1) bei Gesellschaften: 
 a) natürliche Personen, in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle eine 

Rechtsperson über das direkte oder indirekte Halten oder Kontrollieren eines 
Anteils von mindestens 25vH plus einer Aktie an Aktien oder Stimmrechten 
einschließlich Beteiligungen in Form von Inhaberaktien steht, sofern es sich 
nicht um eine auf einem geregelten Markt notierte Gesellschaft handelt, die 
dem Gemeinschaftsrecht entsprechenden Offenlegungsanforderungen bzw. 
gleichwertigen internationalen Standards unterliegt, oder 

 b) natürliche Personen, die auf andere Weise die Kontrolle über die Geschäftslei-
tung einer Rechtsperson ausüben, oder 

 2) bei Rechtspersonen, wie beispielsweise Stiftungen, und bei rechtsgeschäftlichen 
Vereinbarungen, wie beispielsweise Treuhandschaften, die Gelder verwalten oder 
verteilen: 

 a) natürliche Personen - sofern die künftigen Begünstigten bereits bestimmt wur-
den – die Begünstigte von 25vH oder mehr des Vermögens einer Rechtsperson 
oder rechtsgeschäftlichen Vereinbarung sind, oder 

 b) die Gruppe von Personen - sofern die Einzelpersonen, die Begünstigte der 
Rechtsperson oder rechtsgeschäftlichen Vereinbarung sind, noch nicht be-
stimmt wurden - in deren Interesse hauptsächlich die Rechtsperson oder 
rechtsgeschäftliche Vereinbarung wirksam ist oder errichtet wurde, oder 

 c) natürliche Personen, die eine Kontrolle über 25vH oder mehr des Vermögens 
einer Rechtsperson oder rechtsgeschäftlichen Vereinbarung ausüben. 

 (3) Der Umfang der in Abs. 1 Z 4 und 6 angeführten Sorgfaltspflichten hat auf 
einer dem gesamthaft erkennbaren Risiko der Geschäftsbeziehung entsprechenden Grund-
lage zu erfolgen. Hiebei sind Art des Auftraggebers, der Geschäftsbeziehung, der erbrach-
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ten Dienstleistung oder der Transaktion in Hinblick auf die Risiken der Geldwäsche und 
der Terrorismusfinanzierung in angemessener Weise zu berücksichtigen. 

 (4) Eine Feststellung und Überprüfung der Identität des Auftraggebers gemäß 
Abs. 1 Z 1 und 2 hat vor der Begründung einer Geschäftsbeziehung oder der Abwicklung 
einer Transaktion zu erfolgen. Dies kann während der Begründung einer Geschäftsbezie-
hung abgeschlossen werden, wenn es 
 1. zur Vermeidung einer Unterbrechung des normalen Geschäftsablaufes erforder-

lich ist und 
 2. ein geringes Risiko der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung besteht. In 

diesem Fall sind die diesbezüglichen Verfahren unverzüglich nach dem ersten 
Kontakt abzuschließen. 

(5) Ist die Einhaltung der in Abs. 1 angeführten Sorgfaltspflichten nicht möglich, darf 
eine Geschäftsbeziehung nicht begründet bzw. eine Transaktion nicht abgewickelt wer-
den. Bestehende Geschäftsbeziehungen sind in diesem Fall zu beenden. Zudem hat eine 
Meldung an die Behörde zu erfolgen. 

(6) Abs. 5 ist im Rahmen einer Beurteilung der Rechtslage des Auftraggebers oder 
im Rahmen einer Tätigkeit als Verteidiger oder Vertreter des Auftraggebers in oder im 
Zusammenhang mit einem Gerichts- oder sonstigen behördlichen Verfahren, einschließ-
lich der Beratung über das Betreiben oder Vermeiden eines Verfahrens, nicht anzuwen-
den. 

Vereinfachte Sorgfaltspflichten 
§ 98c. Berufsberechtigte können geringere Maßnahmen als die in § 98b Abs. 1 Z 3, 4 

und 5 festgelegten Pflichten in den folgenden Fällen vorbehaltlich einer Beurteilung als 
geringes Risiko der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung anwenden, wenn es sich bei 
dem Auftraggeber handelt um: 
 1. ein Kredit- oder Finanzinstitut gemäß § 1 Abs. 1 und 2 bzw. gemäß Art. 3 der 3. 

Gelwäsche-RL oder ein in einem Drittland ansässiges Kredit- oder Finanzinstitut 
handelt, das dort gleichwertigen Pflichten wie den in der 3. Gelwäsche-
RL vorgesehenen Pflichten unterworfen ist und einer Aufsicht in Bezug auf deren 
Einhaltung unterliegt, oder 

 2. eine börsennotierte Gesellschaft, deren Wertpapiere zum Handel auf einem gere-
gelten Markt in einem oder mehreren Mitgliedstaaten zugelassen sind, oder bör-
sennotierte Gesellschaften aus Drittländern, die gemäß einer auf Grund des § 85 
Abs. 10 des Börsegesetzes 1989, BGBl. Nr. 555, durch die Finanzmarktaufsicht 
zu erlassenden Verordnung Offenlegungsanforderungen unterliegen, die dem 
Gemeinschaftsrecht entsprechen oder mit diesem vergleichbar sind, oder
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 3. inländische Behörden oder 
 4. Behörden oder öffentliche Einrichtungen, 
 a) wenn diese auf der Grundlage des Vertrags über die Europäische Union, der 

Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften oder des Sekundär-
rechts der Gemeinschaft mit öffentlichen Aufgaben betraut wurden, 

 b) deren Identität öffentlich nachprüfbar und transparent ist und zweifelsfrei 
feststeht, 

 c) deren Tätigkeiten und Rechnungslegungspraktiken transparent sind, und 
 d) wenn diese entweder gegenüber einem Organ der Gemeinschaft oder den Be-

hörden eines Mitgliedstaats rechenschaftspflichtig sind oder bei ihnen ander-
weitige Kontroll- und Gegenkontrollmechanismen zur Überprüfung ihrer Tä-
tigkeit bestehen. 

Verstärkte Sorgfaltspflichten 
§ 98d. (1) Für Geschäftsbeziehungen, bei welchen ihrem Wesen nach ein erhöhtes 

Risiko der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung bestehen kann, sind zusätzlich 
zu den in den §§ 98b und 98c genannten Sorgfaltspflichten verstärkte Sorgfaltspflichten 
anzuwenden und die Geschäftsbeziehung einer verstärkten kontinuierlichen Überwachung 
zu unterziehen. Diese sind auf Grundlage einer risikoorientierten Beurteilung festzulegen. 
Insbesondere in den folgenden Fällen sind verstärkte Sorgfaltspflichten anzuwenden: 
 1. War der Auftraggeber zur Feststellung der Identität nicht anwesend (Fernge-

schäft), sind spezifische und angemessene Maßnahmen zu ergreifen, indem sie 
beispielsweise eine oder mehrere der folgenden Maßnahmen anwenden: 

 a) Ein Auftragsschreiben wird an die angegebene Adresse des Auftraggebers mit 
eingeschriebener Briefsendung zugestellt. Der Auftraggeber ist aufzufordern, 

 aa) dem rückzuübermittelnden Auftragsschreiben eine leserliche Kopie eines amt-
lichen Lichtbildausweises beizulegen, anhand derer die Daten des Auftragge-
bers überprüft werden können und 

 bb) eine schriftliche Bestätigung einer verlässlichen Gewährspersonen über die 
Richtigkeit der übermittelten Kopie beizulegen. Verlässliche Gewährspersonen 
in diesem Sinn sind Gerichte und sonstige staatliche Behörden, Notare, 
Rechtsanwälte und Kreditinstitute, sofern sie nicht ihren amtlichen Wirkungs-
bereich, Sitz oder Wohnsitz in einem Nicht-Kooperationsstaat haben, 

 b) anlässlich des Einleitens der Transaktion erfolgt die erste Zahlung über ein 
Konto, das im Namen des Auftraggebers bei einem Kreditinstitut im Sinne des 
§ 40 Abs. 8 des Bankwesengesetzes, BGBl. Nr. 532/1993, eröffnet wurde; 
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diesfalls müssen ihnen jedoch jedenfalls Name, Geburtsdatum und Adresse des 
Auftraggebers, bei juristischen Personen die Firma und der Sitz bekannt sein 
und ihnen Kopien von Dokumenten des Auftraggebers vorliegen, aufgrund de-
rer die Angaben des Auftraggebers bzw. seiner vertretungsbefugten natürli-
chen Person glaubhaft nachvollzogen werden können. Anstelle dieser Kopien 
ist es ausreichend, wenn eine schriftliche Bestätigung des Kreditinstitutes vor-
liegt, über das die erste Zahlung abgewickelt werden soll, dass der Auftragge-
ber im Sinne des § 40 Abs. 1, 2, 2a und 2e des Bankwesengesetzes, 
BGBl. Nr. 532/1993, oder Art. 8 Abs. 1 lit. a bis c der 3. Gelwäsche-
RL identifiziert wurde, oder 

 c) die Identität wird durch eine qualifizierte elektronische Signatur gemäß § 2 
Z 3a des Signaturgesetzes, BGBl. I Nr. 190/1999, nachgewiesen. 

 2. Hinsichtlich Transaktionen oder Geschäftsbeziehungen mit Bezug zu politisch 
exponierten Personen von anderen Mitgliedstaaten oder von Drittländern, wobei 
diesen Personen solche gleichzuhalten sind, die erst im Laufe der Geschäftsbe-
ziehung politisch exponierte Personen werden, sind folgende Maßnahmen zu er-
greifen: 

 a) Einhaltung angemessener und risikobasierter Verfahren zur Bestimmung, ob es 
sich bei dem Auftraggeber um eine politisch exponierte Person handelt, 

 b) Aufnahme der Geschäftsbeziehung durch den Berufsberechtigten selbst bzw. 
im Falle von Gesellschaften durch Berufsberechtigte in vertretungsbefugter 
Zusammensetzung, 

 c) Ergreifung angemessener Maßnahmen zur Bestimmung der Herkunft – sowohl 
mittelbar als auch unmittelbar - des Vermögens und der Gelder, die im Rah-
men der Geschäftsbeziehung oder der Transaktion eingesetzt werden, 

 d) Unterziehen der Geschäftsbeziehung unter eine verstärkte laufende Überwa-
chung und 

 e) Einholung der Zustimmung der Führungsebene, bevor Geschäftsbeziehungen 
mit politisch exponierten Personen aufgenommen werden können. 

 3. Politisch exponierte Personen sind: diejenigen natürlichen Personen, die wichtige 
öffentliche Ämter ausüben und deren unmittelbare Familienmitglieder oder ihnen 
bekanntermaßen nahe stehende Personen; unbeschadet der im Rahmen der ver-
stärkten Sorgfaltspflichten gegenüber Auftraggeber auf risikobezogener Grundla-
ge getroffenen Maßnahmen sind die Berufsberechtigten jedoch nicht verpflichtet, 
eine Person, die seit mindestens einem Jahr keine wichtigen öffentlichen Ämter 
mehr ausübt, als politisch exponiert zu betrachten. 
a) „Wichtige öffentliche Ämter“ hiebei sind die folgenden Funktionen:
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 aa) Staatschefs, Regierungschefs, Minister, stellvertretende Minister und 
Staatssekretäre; 

 bb) Parlamentsmitglieder; 
 cc) Mitglieder von obersten Gerichten, Verfassungsgerichten oder sonstigen 

hochrangigen Institutionen der Justiz, gegen deren Entscheidungen, von 
außergewöhnlichen Umständen abgesehen, kein Rechtsmittel eingelegt 
werden kann; 

 dd) Mitglieder der Rechnungshöfe oder der Vorstände von Zentralbanken; 
 ee) Botschafter, Geschäftsträger oder hochrangige Offiziere der Streitkräfte; 
 ff) Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane staatlicher 

Unternehmen. 
Sublit. aa bis ee gelten auch für Positionen auf Gemeinschaftsebene und für Positionen bei 
internationalen Organisationen. 
 b) Als „unmittelbare Familienmitglieder“ gelten: 
 aa) Ehepartner; 
 bb) der Partner, der nach einzelstaatlichem Recht dem Ehepartner gleichges-

tellt ist; 
 cc) die Kinder und deren Ehepartner oder Partner, die nach einzelstaatlichem 

Recht dem Ehepartner gleichgestellt sind; 
 dd) die Eltern. 
 c) Als „bekanntermaßen nahe stehende Personen“ gelten folgende Personen: 
 aa) jede natürliche Person, die bekanntermaßen mit einem Inhaber eines wich-

tigen öffentlichen Amtes gemeinsame wirtschaftliche Eigentümerin von 
Rechtspersonen, wie beispielsweise Stiftungen, oder von Trusts ist oder 
sonstige enge Geschäftsbeziehungen zum Inhaber eines wichtigen öffent-
lichen Amtes unterhält; 

 bb) jede natürliche Person, die alleinige wirtschaftliche Eigentümerin von 
Rechtspersonen, wie beispielsweise Stiftungen, oder von Trusts ist, die 
bekanntermaßen tatsächlich zum Nutzen des Inhabers eines wichtigen öf-
fentlichen Amtes errichtet wurden. 

(2) Jenen Leistungen und Transaktionen, die die Anonymität begünstigen könnten, 
ist eine besondere Aufmerksamkeit zu widmen und sind in Bezug auf diese erforderli-
chenfalls Maßnahmen zu ergreifen. 

Erhöhtes Risiko-Nicht FATF konforme Länder 
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§ 98e. (1) Der Bundesminister für Wirtschaft, Jugend und Familie kann durch Ver-
ordnung bezogen auf Arten von Kunden, Geschäftsbeziehungen oder Transaktionen wei-
tere Fälle festlegen, bei denen ihrem Wesen nach ein erhöhtes Risiko der Geldwäsche 
oder Terrorismusfinanzierung besteht, insbesondere im Zusammenhang mit Staaten, in 
denen laut glaubwürdiger Quelle ein erhöhtes Risiko der Geldwäsche und der Terroris-
musfinanzierung anzunehmen ist, und für diese den Berufsberechtigten zusätzlich zu den 
Pflichten dieses Abschnittes weitere angemessene Sorgfaltspflichten vorschreiben und die 
Berufsberechtigten verpflichten, diese Geschäftsbeziehung einer verstärkten kontinuierli-
chen Überwachung zu unterziehen. 

(2) Berufsberechtigte sind verpflichtet, auf Geschäftsbeziehungen und Transaktionen 
mit Personen aus und in Ländern, welche die FATF-Empfehlungen nur unzureichend 
umgesetzt haben, besonderes Augenmerk zu legen und jedenfalls die verstärkten Sorg-
faltspflichten gemäß § 98d anzuwenden. Ist bei solchen Geschäftsbeziehungen oder Tran-
saktionen kein offensichtlicher wirtschaftlicher oder erkennbarer rechtmäßiger Zweck 
feststellbar, haben die Berufsberechtigten soweit wie möglich den Hintergrund und den 
Zweck solcher Geschäftsbeziehungen und Transaktionen zu Prüfen und die Ergebnisse 
schriftlich aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen sind im Sinne von § 98i für die zuständi-
gen Behörden aufzubewahren. 

Ausführung durch Dritte 
§ 98f. (1) Hinsichtlich der in § 98b Abs. 1 Z 1 bis 3 aufgezählten Sorgfaltspflichten 

kann auf die Erfüllung dieser Pflichten durch Dritte zurückgegriffen werden. Die endgül-
tige Verantwortung für die Erfüllung dieser Pflichten verbleibt jedoch bei jenem Berufs-
berechtigten, der auf einen oder mehrere Dritte zurückgreift. 

(2) Um auf eine Erfüllung der Sorgfaltspflichten durch Dritte zurückgreifen zu kön-
nen, haben diese folgende Voraussetzungen zu erfüllen: 
 1. Sie unterliegen einer gesetzlich anerkannten obligatorischen Registrierung ihres 

Berufes, 
 2. sie sind verpflichtet, den in der 3. Gelwäsche-RL vorgeschriebenen Anforderun-

gen zu entsprechen und 
 3. der Berufsberechtigte erhält unverzüglich die zur Erfüllung der nach den §§ 98b 

bis 98d normierten Sorgfaltspflichten erforderlichen Informationen, zumindest in 
Form von Kopien der zugrunde liegenden Dokumente. 

Meldepflichten 
§ 98g. (1) Berufsberechtigte sind verpflichtet, die Behörde von sich aus umgehend zu 

informieren, wenn 
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 1. sie wissen, den Verdacht oder berechtigten Grund zu der Annahme haben, dass 
eine versuchte, bevorstehende, laufende oder bereits erfolgte Transaktion im Zu-
sammenhang mit Vermögensbestandteilen, die aus einer in § 165 des Strafgesetz-
buches, BGBl. Nr. 60/1974, aufgezählten strafbaren Handlung unter Einbezie-
hung von Vermögensbestandteilen, die aus einer strafbaren Handlung des Täters 
selbst, herrühren, steht, oder 

 2. sie wissen, den Verdacht oder berechtigten Grund zu der Annahme haben, dass 
ein Vermögensbestandteil aus einer in § 165 des Strafgesetzbuches, aufgezählten 
strafbaren Handlung unter Einbeziehung von Vermögensbestandteilen, die aus 
einer strafbaren Handlung des Täters selbst, herrühren, oder 

 3. sie wissen, den Verdacht oder berechtigten Grund zu der Annahme haben, dass 
die versuchte, bevorstehende, laufende oder bereits erfolgte Transaktion oder der 
Vermögensbestandteil im Zusammenhang mit einer kriminellen Vereinigung ge-
mäß § 278 des Strafgesetzbuches oder einer terroristischen Vereinigung gemäß 
§ 278b des Strafgesetzbuches oder einer terroristischen Vereinigung gemäß 
§ 278c des Strafgesetzbuches oder der Terrorismusfinanzierung gemäß § 278d 
des Strafgesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974, steht, oder 

 4. ein Kunde einem Verlangen im Zusammenhang mit der Identifizierung des wirt-
schaftlich Berechtigten nicht entspricht. 

(2) Berufsberechtigte haben bis zur Klärung des Sachverhalts und Äußerung durch 
die Behörde jede weitere Abwicklung einer Transaktion oder die Durchführung von Auf-
trägen, von denen sie vermuten, wissen, den Verdacht haben oder den berechtigten Grund 
zur Annahme haben, dass sie mit einer Geldwäsche oder einer Terrorismusfinanzierung 
zusammenhängen oder einer solchen dienen, zu unterlassen und diesen Umstand der Be-
hörde gemäß Abs.1 zu melden. Darüber sind in geeigneter Weise Aufzeichnungen zu 
erstellen und mindestens fünf Jahre nach der Prüfung aufzubewahren. 

(3) Die Berufsberechtigten sind berechtigt, von der Behörde zu verlangen, dass diese 
entscheidet, ob gegen die unverzügliche Durchführung von Aufträgen Bedenken bestehen. 
Äußert sich die zuständige Behörde bis zum Ende des folgenden Werktages nicht, so darf 
der Auftrag unverzüglich durchgeführt werden. 

(4) Falls der Verzicht auf die Durchführung des Geschäfts aber nicht möglich ist oder 
durch einen solchen Verzicht die Ermittlung des Sachverhalts oder die Sicherstellung der 
Vermögenswerte erschwert oder verhindert würde, so hat der Berufsberechtigte dem Bun-
deskriminalamt unmittelbar danach die nötige Information zu erteilen. 

(5) Die Berufsberechtigten sowie deren leitendes Personal und deren Angestellte ha-
ben der zuständigen Behörde in allen Fällen auf Verlangen Auskünfte zu erteilen, die 
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dieser zur Verhinderung oder zur Verfolgung von Geldwäsche erforderlich scheinen. Die 
Übermittlung kann durch speziell vom Berufsberechtigten beauftragte Personen erfolgen. 
Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben ist die zuständige Behörde ermächtigt, von natürli-
chen und juristischen Personen und sonstigen Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit die 
hierfür erforderlichen Daten zu ermitteln und zu verarbeiten. Die zuständige Behörde ist 
ferner ermächtigt, personenbezogene Daten über Auftraggeber, die sie bei Vollziehung 
von Bundes- oder Landesgesetzen ermittelt haben, zu verwenden und mit Stellen anderer 
Staaten auszutauschen, denen die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-
rung obliegt.  

(6) Die Meldepflicht ist für Berufsberechtigte nicht anzuwenden, wenn es sich um In-
formationen handelt, die 
 1. diese von einem oder über einen ihrer Klienten im Rahmen der Beurteilung der 

Rechtslage für diesen erhalten oder erlangen oder 
 2. diese im Rahmen ihrer Tätigkeit als Verteidiger oder Vertreter dieses Klienten in 

einem Gerichts- oder sonstigem behördlichen Verfahren oder 
 3. betreffend ein solches, einschließlich einer Beratung über das Betreiben oder 

Vermeidens eines derartigen Verfahrens, vor oder nach einem derartigen Verfah-
ren bzw. während eines derartigen Verfahrens erhalten oder erlangen. 

(7) Die Meldepflicht bleibt allerdings bestehen, wenn die Berufsberechtigten wissen, 
dass der Mandant ihre Rechtsberatung bewusst für den Zweck der Geldwäsche oder Ter-
rorismusfinanzierung in Anspruch nimmt. 

(8) Eine im guten Glauben erfolgte Meldung an die Behörde stellt keine Verletzung 
von vertraglich oder durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften, insbesondere der in 
§ 91 geregelten Beschränkungen der Informationsweitergabe dar. Eine Haftung des Be-
rufsberechtigten oder dessen leitendes Personal oder deren Angestellten kann darin nicht 
begründet werden. 

Verbot der Informationsweitergabe 
§ 98h. (1) Berufsberechtigte sowie deren leitendes Personal und deren Angestellte 

haben die Erstattung einer Meldung an die Behörde und alle damit im Zusammenhang 
stehenden Vorgänge gegenüber dem Auftraggeber und Dritten geheim zu halten. 

(2) Das Verbot gemäß Abs. 1 steht einer Informationsweitergabe an ausländische Be-
rufsberechtigte in Mitgliedstaaten oder in Drittländern, in denen der 3. Gelwäsche-
RL gleichwertige Anforderungen gelten, nicht entgegen, wenn diese in derselben Gesell-
schaft oder im Rahmen eines Netzwerkes tätig sind. Unter Netzwerk ist dabei eine umfas-
sendere Struktur zu verstehen, der diese Berufsberechtigten angehören, die über gemein-
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same Eigentümer oder eine gemeinsame Leitung oder über eine gemeinsame Kontrolle in 
Bezug auf die Einhaltung der Vorschriften zur Verhinderung der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung verfügt. 

(3) Informationen dürfen ausschließlich zum Zwecke der Verhinderung der Geldwä-
sche und der Terrorismusfinanzierung an andere, auch ausländische, Berufsberechtigte 
weitergegeben werden, sofern es sich um denselben Auftraggeber und dieselbe Transakti-
on handelt, an der diese Berufsberechtigten beteiligt sind. Im Falle der Informationswei-
tergabe an einen ausländischen Berufsberechtigten darf dies nur unter der Voraussetzung 
erfolgen, dass dieser der 3. Gelwäsche-RL gleichwertigen Anforderungen unterliegt und 
dieser auch gleichwertigen Verpflichtungen in Bezug auf die berufliche Verschwiegen-
heitspflicht (§ 91 WTBG) und den Schutz personenbezogener Daten unterliegt. 

(4) Das Bemühen, einen Auftraggeber davon abzuhalten, eine rechtswidrige Hand-
lung zu begehen, gilt nicht als Informationsweitergabe im Sinne des Abs. 1. 

Aufbewahrungspflichten 
§ 98i. Berufsberechtigte haben aufzubewahren: 

 1. Unterlagen, die einer Identifizierung dienen, zumindest fünf Jahre nach dem 
letzten Geschäftsfall mit dem Auftraggeber und 

 2. von sämtlichen Transaktionen und Geschäftsbeziehungen Belege und Aufzeich-
nungen, zumindest fünf Jahre nach deren Durchführung. 

Innerorganisatorische Maßnahmen 
§ 98j. (1) Berufsberechtigte müssen zur Verhinderung von Geldwäsche und Terro-

rismusfinanzierung geeignete Maßnahmen treffen. Sie haben insbesondere 
 1. angemessene und geeignete Strategien und Verfahren einzuführen für: 
 a) Die Einhaltung der Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden, 
 b) Verdachtsmeldungen, 
 c) die Aufbewahrung von Aufzeichnungen, 
 d) die Risikobewertung und das Risikomanagement in Bezug auf Geschäftsbe-

ziehungen und Transaktionen und 
 e) geeignete Kontroll- und Informationssysteme in ihren Kanzleien sowie 
 2. das in ihrer Kanzlei befasste Personal 
 a) mit den Bestimmungen, die der Verhinderung und der Bekämpfung der Geld-

wäsche und der Terrorismusfinanzierung dienen, nachweislich vertraut zu ma-
chen und 

b) in besonderen Fortbildungsprogrammen zu schulen.
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(2) In Gesellschaften ist ein gesetzlicher Vertreter als Beauftragter für Fragen der 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung einzurichten. Dieser ist für die Einhaltung der 
Bestimmungen des Abs. 1 verantwortlich. 

(3) Bereits bei Einstellung von Personal ist dieses einer Überprüfung im Hinblick auf 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zu unterziehen.

§ 116. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständig-
keit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, begeht eine mit 
einer Geldstrafe von 400 Euro bis zu 14 000 Euro zu bestrafende Verwal-
tungsübertretung, wer 
 1. ohne Berufsberechtigter oder berechtigter Dienstleister gemäß 

§ 231 Abs. 1 und 2 zu sein, einen Wirtschaftstreuhandberuf selbst-
ändig ausübt oder eine der in §§ 3 und 5 angeführten Tätigkeiten 
anbietet, ohne die erforderliche Berechtigung zu besitzen, oder 

 2. eine Berufsbezeichnung gemäß den §§ 67 oder 84 unberechtigt 
verwendet oder 

 3. der Verpflichtung zur Verschwiegenheit gemäß § 91, ohne davon 
entbunden zu sein, zuwiderhandelt oder 

 4. der Verpflichtung zur Führung der Berufsbezeichnung gemäß 
§ 231 Abs. 3 zuwiderhandelt oder 

 
 5. den Informationspflichten gemäß § 231 Abs. 4 nicht oder nicht 

vollständig nachkommt. 

§ 116. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte 
fallenden strafbaren Handlung bildet, begeht eine mit einer Geldstrafe von 400 Euro bis 
zu 20 000 Euro zu bestrafende Verwaltungsübertretung, wer 
 1. ohne Berufsberechtigter oder berechtigter Dienstleister gemäß § 231 Abs. 1 und 2 

zu sein, einen Wirtschaftstreuhandberuf selbständig ausübt oder eine der in §§ 3 
und 5 angeführten Tätigkeiten anbietet, ohne die erforderliche Berechtigung zu 
besitzen, oder 

 2. eine Berufsbezeichnung gemäß den §§ 67 oder 84 unberechtigt verwendet oder 
 3. der Verpflichtung zur Verschwiegenheit gemäß § 91, ohne davon entbunden zu 

sein, zuwiderhandelt oder 
 4. eine in den §§ 98a bis 98f und in den §§ 98h bis 98j oder eine in der Ausübungs-

richtlinie gemäß § 83 normierte Pflicht betreffend Maßnahmen zur Verhinderung 
von Geldwäsche und Terrorismusbekämpfung verletzt oder 

 5. der Verpflichtung zur Führung der Berufsbezeichnung gemäß § 231 Abs. 3 zuwi-
derhandelt oder 

 6. den Informationspflichten gemäß § 231 Abs. 4 nicht oder nicht vollständig nach-
kommt. 

(2) Wer es entgegen der Bestimmung des § 98g unterlässt, die Behörde umgehend zu 
informieren oder die erforderlichen Auskünfte zu erteilen oder Unterlagen herauszugeben, 
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallen-
den strafbaren Handlung bildet, eine mit einer Geldstrafe von 400 Euro bis zu 
30 000 Euro zu bestrafende Verwaltungsübertretung.

§ 234. (1) bis (2) … § 234. (1) bis (2) … 
(3) Mit der Vollziehung des § 98g Abs. 5, 3. und 4. Satz ist der Bundesminister für 

Inneres betraut.  
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Artikel 3 

Änderung des Bilanzbuchhaltungsgesetzes 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 69. (1) … 
(2) Diese Richtlinie hat insbesondere zu regeln: 

 1. das standesgemäße Verhalten im Geschäftsverkehr mit Auftragge-
bern, 

 2. das standesgemäße Verhalten gegenüber anderen Berufsberechtig-
ten und Personen anderer Berufe, die durch die Ausübung eines 
Bilanzbuchhaltungsberufes berührt werden, 

 3. die Kontrolle der verpflichtenden Fortbildung gemäß § 68 Abs. 3, 
 4. die Kontrolle der sonstigen Pflichten von Berufsberechtigten und 
 5. angemessene Vorkehrungen zum Schutz der Berufsberechtigten 

von einer Ausnutzung durch die organisierte Kriminalität und ei-
ner Verwicklung in diese. 

 
 
 
 
 
 
 

(3) …

§ 69. (1) … 
(2) Diese Richtlinie hat insbesondere zu regeln: 

 1. das standesgemäße Verhalten im Geschäftsverkehr mit Auftraggebern, 
 2. das standesgemäße Verhalten gegenüber anderen Berufsberechtigten und Perso-

nen anderer Berufe, die durch die Ausübung eines Bilanzbuchhaltungsberufes be-
rührt werden, 

 3. die Kontrolle der verpflichtenden Fortbildung gemäß § 68 Abs. 3, 
 4. die Kontrolle der sonstigen Pflichten von Berufsberechtigten, 
 5. angemessene Vorkehrungen zum Schutz der Berufsberechtigten von einer Aus-

nutzung durch die organisierte Kriminalität und einer Verwicklung in diese, 
 6. die nähere Ausgestaltung der Sorgfaltspflichten im Hinblick auf Geldwäsche und 

Terrorismusfinanzierung, 
 7. die Erstellung von Risikoprofilen betreffend Geschäftsbeziehungen im Hinblick 

auf Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und 
 8. Anleitungen betreffend erweiterter Sorgfaltspflichten für risikoreiche Geschäfte 

im Hinblick auf Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung. 
(3) … 

 2. Abschnitt 

Maßnahmen zur Verhinderung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung 
Allgemeines 

§ 79a. (1) Die Bestimmungen dieses Abschnittes setzen für den Bereich der Bilanz-
buchhaltungsberufe um: 
 1. die 3. Gelwäsche-RL 2005/60/EG zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsys-

tems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung 
ABl. Nr. L 309 vom 25.11.2009, S. 15 (im Folgenden: 3. Geldwäsche-RL) und 

2. die Empfehlungen der Arbeitsgruppe „Financial Action Task Force“ (FATF) auf 
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dem Gebiet der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, insoweit diese 
über die 3. Geldwäsche-RL hinausgehende Anforderungen aufstellen. 

(2) Zuständige Behörde für Meldungen im Sinne dieses Abschnittes ist die Geldwä-
schemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002). 

(3) Berufsberechtigte sind verpflichtet, Sorgfaltspflichten gemäß den Bestimmungen 
dieses Abschnittes zu setzen: 
 1. Bei Begründung einer Geschäftsbeziehung oder 
 2. bei Abwicklung gelegentlicher Transaktionen in Höhe von 15 000 Euro oder 

mehr, und zwar unabhängig davon, ob die Transaktion in einem einzigen Vor-
gang oder in mehreren Vorgängen, zwischen denen eine Verbindung zu bestehen 
scheint, getätigt wird, oder 

 3. bei Verdacht auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung oder 
 4. bei Zweifel an der Echtheit oder der Richtigkeit oder der Angemessenheit von 

Kundenidentifikationsdaten. 
(4) Von der Begründung einer Geschäftsbeziehung im Sinne dieses Abschnittes ist 

auszugehen, wenn über eine kostenlose Erstberatung hinaus weitere Dienste oder Aufträ-
ge erfolgen. 

(5) In den Fällen des Abs. 3 Z 3 und 4 sind die Sorgfaltspflichten ungeachtet etwai-
ger Ausnahmeregelungen, Befreiungen oder Schwellenwerte zu setzen. 

Sorgfaltspflichten 
§ 79b. (1) Die Sorgfaltspflichten umfassen jedenfalls: 

 1. die Feststellung und Überprüfung der Identität des Auftraggebers auf der Grund-
lage von Dokumenten, Daten und Informationen, die von einer glaubwürdigen 
und unabhängigen Quelle stammen, wobei die Vorlage eines aktuellen amtlichen 
Lichtbildausweises zur Identitätsfeststellung ausreicht, 

 1a bei Handeln des Auftraggebers als Vertreter eines Dritten die Überprüfung der 
Vertretungsbefugnis des Vertreters, 

 2. die Identifizierungspflicht betreffend den wirtschaftlichen Eigentümer, 
 3. die Vorlage beweiskräftiger aktueller Dokumente wie beispielsweise ein Firmen-

buchauszug, wenn der Auftraggeber ein Unternehmen, eine Gesellschaft oder ei-
ne sonstige juristische Person ist, wobei jedenfalls amtliche Lichtbildausweise der 
vertretungsbefugten Personen der Gesellschaft in vertretungsbefugter Zusammen-
setzung vorzulegen sind, 

4. die Überprüfung der Identität des wirtschaftlichen Eigentümers unter Ergreifung 
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risikobasierter und angemessener Maßnahmen, wobei die Maßnahmen insbeson-
dere die Eigentums- und Kontrollstruktur des Auftraggebers verständlich machen 
sollen, 

 5. die Einholung von Informationen über Zweck und angestrebte Art der Geschäfts-
beziehung, 

 6. das Ergreifen risikobasierter und angemessener Maßnahmen, um eine kontinuier-
liche Überwachung der Geschäftsbeziehung, einschließlich einer Überprüfung der 
im Verlauf der Geschäftsbeziehung abgewickelten Transaktionen, durchzuführen, 
um sicherzustellen, dass diese mit den Kenntnissen der über den Auftraggeber, 
seine Geschäftstätigkeit und sein Risikoprofil, einschließlich erforderlichenfalls 
der Herkunft der Geld- oder Finanzmittel, kohärent sind, und Gewähr zu leisten, 
dass die jeweiligen Dokumente, Daten oder Informationen stets aktualisiert wer-
den, 

 7. die Durchführung von Verfahren zur Feststellung, ob es sich bei dem Auftragge-
ber um eine politisch exponierte Person im Sinne des § 79d Abs. 1 Z 3 handelt 
und 

 8. eine erhöhte und besondere Aufmerksamkeit insbesondere auf jenen Tätigkeiten 
und Transaktionen, deren Art es besonders nahe legen, dass sie mit Geldwäsche 
oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängen könnten, insbesondere komplexe 
oder unüblich große Transaktionen sowie alle unüblichen Muster von Transaktio-
nen ohne offensichtlichen wirtschaftlichen oder erkennbaren rechtmäßigen 
Zweck. In solchen Fällen ist soweit wie möglich der Hintergrund und der Zweck 
solcher Transaktionen zu prüfen und die Ergebnisse schriftlich aufzuzeichnen und 
für die zuständigen Behörden aufzubewahren. 

(2) Wirtschaftlicher Eigentümer sind die natürlichen Person, in deren Eigentum oder 
unter deren Kontrolle der Auftraggeber steht, oder die natürliche Person, in deren Auftrag 
eine Transaktion oder Tätigkeit ausgeführt wird. Dies umfasst: 
 1) bei Gesellschaften: 
 a) natürliche Personen, in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle eine 

Rechtsperson über das direkte oder indirekte Halten oder Kontrollieren eines 
Anteils von mindestens 25vH plus einer Aktie an Aktien oder Stimmrechten 
einschließlich Beteiligungen in Form von Inhaberaktien steht, sofern es sich 
nicht um eine auf einem geregelten Markt notierte Gesellschaft handelt, die 
dem Gemeinschaftsrecht entsprechenden Offenlegungsanforderungen bzw. 
gleichwertigen internationalen Standards unterliegt, oder 

 b) natürliche Personen, die auf andere Weise die Kontrolle über die Geschäftslei-
tung einer Rechtsperson ausüben, oder

671 der B
eilagen X

X
IV

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

26 von 36



 2) bei Rechtspersonen, wie beispielsweise Stiftungen, und bei rechtsgeschäftlichen 
Vereinbarungen, wie beispielsweise Treuhandschaften, die Gelder verwalten oder 
verteilen: 

 a) natürliche Personen - sofern die künftigen Begünstigten bereits bestimmt wur-
den – die Begünstigte von 25vH oder mehr des Vermögens einer Rechtsperson 
oder rechtsgeschäftlichen Vereinbarung sind, oder 

 b) die Gruppe von Personen - sofern die Einzelpersonen, die Begünstigte der 
Rechtsperson oder rechtsgeschäftlichen Vereinbarung sind, noch nicht be-
stimmt wurden - in deren Interesse hauptsächlich die Rechtsperson oder 
rechtsgeschäftliche Vereinbarung wirksam ist oder errichtet wurde, oder 

 c) natürliche Personen, die eine Kontrolle über 25vH oder mehr des Vermögens 
einer Rechtsperson oder rechtsgeschäftlichen Vereinbarung ausüben. 

(3) Der Umfang der in Abs. 1 Z 4 und 6 angeführten Sorgfaltspflichten hat auf einer 
dem gesamthaft erkennbaren Risiko der Geschäftsbeziehung entsprechenden Grundlage 
zu erfolgen. Hiebei sind Art des Auftraggebers, der Geschäftsbeziehung, der erbrachten 
Dienstleistung oder der Transaktion in Hinblick auf die Risiken der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung in angemessener Weise zu berücksichtigen. 

(4) Eine Feststellung und Überprüfung der Identität des Auftraggebers gemäß Abs. 1 
Z 1 und 2 hat vor der Begründung einer Geschäftsbeziehung oder der Abwicklung einer 
Transaktion zu erfolgen. Dies kann während der Begründung einer Geschäftsbeziehung 
abgeschlossen werden, wenn es 
 1. zur Vermeidung einer Unterbrechung des normalen Geschäftsablaufes erforder-

lich ist und 
 2. ein geringes Risiko der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung besteht. In 

diesem Fall sind die diesbezüglichen Verfahren unverzüglich nach dem ersten 
Kontakt abzuschließen. 

(5) Ist die Einhaltung der in Abs. 1 angeführten Sorgfaltspflichten nicht möglich, darf 
eine Geschäftsbeziehung nicht begründet bzw. eine Transaktion nicht abgewickelt wer-
den. Bestehende Geschäftsbeziehungen sind in diesem Fall zu beenden. Zudem hat eine 
Meldung an die Behörde zu erfolgen. 

Vereinfachte Sorgfaltspflichten 
§ 79c. Berufsberechtigte können geringere Maßnahmen als die in § 79b Abs. 1 Z 3, 4 

und 5 festgelegten Pflichten in den folgenden Fällen vorbehaltlich einer Beurteilung als 
geringes Risiko der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung anwenden, wenn es sich bei 
dem Auftraggeber handelt um:
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 1. ein Kredit- oder Finanzinstitut gemäß § 1 Abs. 1 und 2 bzw. gemäß Art. 3 der 
3. Gelwäsche-RL oder ein in einem Drittland ansässiges Kredit- oder Finanzinsti-
tut handelt, das dort gleichwertigen Pflichten wie den in der 3. Gelwäsche-
RL vorgesehenen Pflichten unterworfen ist und einer Aufsicht in Bezug auf deren 
Einhaltung unterliegt, oder 

 2. eine börsennotierte Gesellschaft, deren Wertpapiere zum Handel auf einem gere-
gelten Markt in einem oder mehreren Mitgliedstaaten zugelassen sind, oder bör-
sennotierte Gesellschaften aus Drittländern, die gemäß einer auf Grund des § 85 
Abs. 10 des Börsegesetzes 1989, BGBl. Nr. 555, durch die Finanzmarktaufsicht 
zu erlassenden Verordnung Offenlegungsanforderungen unterliegen, die dem 
Gemeinschaftsrecht entsprechen oder mit diesem vergleichbar sind, oder 

 3. inländische Behörden oder 
 4. Behörden oder öffentliche Einrichtungen, 
 a) wenn diese auf der Grundlage des Vertrags über die Europäische Union, der 

Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften oder des Sekundär-
rechts der Gemeinschaft mit öffentlichen Aufgaben betraut wurden, 

 b) deren Identität öffentlich nachprüfbar und transparent ist und zweifelsfrei 
feststeht, 

 c) deren Tätigkeiten und Rechnungslegungspraktiken transparent sind, und 
 d) wenn diese entweder gegenüber einem Organ der Gemeinschaft oder den Be-

hörden eines Mitgliedstaats rechenschaftspflichtig sind oder bei ihnen ander-
weitige Kontroll- und Gegenkontrollmechanismen zur Überprüfung ihrer Tä-
tigkeit bestehen. 

Verstärkte Sorgfaltspflichten 
§ 79d. (1) Für Geschäftsbeziehungen, bei welchen ihrem Wesen nach ein erhöhtes 

Risiko der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung bestehen kann, sind zusätzlich 
zu den in den §§ 79b und 79c genannten Sorgfaltspflichten verstärkte Sorgfaltspflichten 
anzuwenden und die Geschäftsbeziehung einer verstärkten kontinuierlichen Überwachung 
zu unterziehen. Diese sind auf Grundlage einer risikoorientierten Beurteilung festzulegen. 
Insbesondere in den folgenden Fällen sind verstärkte Sorgfaltspflichten anzuwenden: 
 1. War der Auftraggeber zur Feststellung der Identität nicht anwesend (Fernge-

schäft), sind spezifische und angemessene Maßnahmen zu ergreifen, indem sie 
beispielsweise eine oder mehrere der folgenden Maßnahmen anwenden: 

 a) Ein Auftragsschreiben wird an die angegebene Adresse des Auftraggebers mit 
eingeschriebener Briefsendung zugestellt. Der Auftraggeber ist aufzufordern, 
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 aa) dem rückzuübermittelnden Auftragsschreiben eine leserliche Kopie eines 
amtlichen Lichtbildausweises beizulegen, anhand derer die Daten des Auf-
traggebers überprüft werden können und 

 bb) eine schriftliche Bestätigung einer verlässlichen Gewährspersonen über 
die Richtigkeit der übermittelten Kopie beizulegen. Verlässliche Ge-
währspersonen in diesem Sinn sind Gerichte und sonstige staatliche Be-
hörden, Notare, Rechtsanwälte und Kreditinstitute, sofern sie nicht ihren 
amtlichen Wirkungsbereich, Sitz oder Wohnsitz in einem Nicht-
Kooperationsstaat haben, 

 b) anlässlich des Einleitens der Transaktion erfolgt die erste Zahlung über ein 
Konto, das im Namen des Auftraggebers bei einem Kreditinstitut im Sinne des 
§ 40 Abs. 8 des Bankwesengesetzes, BGBl. Nr. 532/1993, eröffnet wurde; 
diesfalls müssen ihnen jedoch jedenfalls Name, Geburtsdatum und Adresse des 
Auftraggebers, bei juristischen Personen die Firma und der Sitz bekannt sein 
und ihnen Kopien von Dokumenten des Auftraggebers vorliegen, aufgrund de-
rer die Angaben des Auftraggebers bzw. seiner vertretungsbefugten natürli-
chen Person glaubhaft nachvollzogen werden können. Anstelle dieser Kopien 
ist es ausreichend, wenn eine schriftliche Bestätigung des Kreditinstitutes vor-
liegt, über das die erste Zahlung abgewickelt werden soll, dass der Auftragge-
ber im Sinne des § 40 Abs. 1, 2, 2a und 2e des Bankwesengesetzes, 
BGBl. Nr. 532/1993, oder Art. 8 Abs. 1 lit. a bis c der 3. Gelwäsche-
RL identifiziert wurde, oder 

 c) die Identität wird durch eine qualifizierte elektronische Signatur gemäß § 2 
Z 3a des Signaturgesetzes, BGBl. I Nr. 190/1999, nachgewiesen. 

 2. Hinsichtlich Transaktionen oder Geschäftsbeziehungen mit Bezug zu politisch 
exponierten Personen von anderen Mitgliedstaaten oder von Drittländern, wobei 
diesen Personen solche gleichzuhalten sind, die erst im Laufe der Geschäftsbe-
ziehung politisch exponierte Personen werden, sind folgende Maßnahmen zu er-
greifen: 

 a) Einhaltung angemessener und risikobasierter Verfahren zur Bestimmung, ob es 
sich bei dem Auftraggeber um eine politisch exponierte Person handelt, 

 b) Aufnahme der Geschäftsbeziehung durch den Berufsberechtigten selbst bzw. 
im Falle von Gesellschaften durch Berufsberechtigte in vertretungsbefugter 
Zusammensetzung, 

 c) Ergreifung angemessener Maßnahmen zur Bestimmung der Herkunft – sowohl 
mittelbar als auch unmittelbar - des Vermögens und der Gelder, die im Rah-
men der Geschäftsbeziehung oder der Transaktion eingesetzt werden,
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 d) Unterziehen der Geschäftsbeziehung unter eine verstärkte laufende Überwa-
chung und 

 e) Einholung der Zustimmung der Führungsebene, bevor Geschäftsbeziehungen 
mit politisch exponierten Personen aufgenommen werden können. 

 3. Politisch exponierte Personen sind: diejenigen natürlichen Personen, die wichtige 
öffentliche Ämter ausüben und deren unmittelbare Familienmitglieder oder ihnen 
bekanntermaßen nahe stehende Personen; unbeschadet der im Rahmen der ver-
stärkten Sorgfaltspflichten gegenüber Auftraggeber auf risikobezogener Grundla-
ge getroffenen Maßnahmen sind die Berufsberechtigten jedoch nicht verpflichtet, 
eine Person, die seit mindestens einem Jahr keine wichtigen öffentlichen Ämter 
mehr ausübt, als politisch exponiert zu betrachten. 

 a) „Wichtige öffentliche Ämter“ hiebei sind die folgenden Funktionen: 
 aa) Staatschefs, Regierungschefs, Minister, stellvertretende Minister und 

Staatssekretäre; 
 bb) Parlamentsmitglieder; 
 cc) Mitglieder von obersten Gerichten, Verfassungsgerichten oder sonstigen 

hochrangigen Institutionen der Justiz, gegen deren Entscheidungen, von 
außergewöhnlichen Umständen abgesehen, kein Rechtsmittel eingelegt 
werden kann; 

 dd) Mitglieder der Rechnungshöfe oder der Vorstände von Zentralbanken; 
 ee) Botschafter, Geschäftsträger oder hochrangige Offiziere der Streitkräfte; 
 ff) Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane staatlicher 

Unternehmen. 
Sublit. aa bis ee gelten auch für Positionen auf Gemeinschaftsebene und für Positionen bei 
internationalen Organisationen. 
 b) Als „unmittelbare Familienmitglieder“ gelten: 
 aa) Ehepartner; 
 bb) der Partner, der nach einzelstaatlichem Recht dem Ehepartner gleichges-

tellt ist; 
 cc) die Kinder und deren Ehepartner oder Partner, die nach einzelstaatlichem 

Recht dem Ehepartner gleichgestellt sind; 
 dd) die Eltern. 
 c) Als „bekanntermaßen nahe stehende Personen“ gelten folgende Personen: 
 aa) jede natürliche Person, die bekanntermaßen mit einem Inhaber eines wich-

tigen öffentlichen Amtes gemeinsame wirtschaftliche Eigentümerin von 
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Rechtspersonen, wie beispielsweise Stiftungen, oder von Trusts ist oder 
sonstige enge Geschäftsbeziehungen zum Inhaber eines wichtigen öffent-
lichen Amtes unterhält; 

 bb) jede natürliche Person, die alleinige wirtschaftliche Eigentümerin von 
Rechtspersonen, wie beispielsweise Stiftungen, oder von Trusts ist, die 
bekanntermaßen tatsächlich zum Nutzen des Inhabers eines wichtigen öf-
fentlichen Amtes errichtet wurden. 

(2) Jenen Leistungen und Transaktionen, die die Anonymität begünstigen könnten, 
ist eine besondere Aufmerksamkeit zu widmen und sind in Bezug auf diese erforderli-
chenfalls Maßnahmen zu ergreifen. 

Erhöhtes Risiko-Nicht FATF konforme Länder 
§ 79e. (1) Der Bundesminister für Wirtschaft, Jugend und Familie kann durch Ver-

ordnung bezogen auf Arten von Kunden, Geschäftsbeziehungen oder Transaktionen wei-
tere Fälle festlegen, bei denen ihrem Wesen nach ein erhöhtes Risiko der Geldwäsche 
oder Terrorismusfinanzierung besteht, insbesondere im Zusammenhang mit Staaten, in 
denen laut glaubwürdiger Quelle ein erhöhtes Risiko der Geldwäsche und der Terroris-
musfinanzierung anzunehmen ist, und für diese den Berufsberechtigten zusätzlich zu den 
Pflichten dieses Abschnittes weitere angemessene Sorgfaltspflichten vorschreiben und die 
Berufsberechtigten verpflichten, diese Geschäftsbeziehung einer verstärkten kontinuierli-
chen Überwachung zu unterziehen. 

(2) Berufsberechtigte sind verpflichtet, auf Geschäftsbeziehungen und Transaktionen 
mit Personen aus und in Ländern, welche die FATF-Empfehlungen nur unzureichend 
umgesetzt haben, besonderes Augenmerk zu legen und jedenfalls die verstärkten Sorg-
faltspflichten gemäß § 79d anzuwenden. Ist bei solchen Geschäftsbeziehungen oder Tran-
saktionen kein offensichtlicher wirtschaftlicher oder erkennbarer rechtmäßiger Zweck 
feststellbar, haben die Berufsberechtigten soweit wie möglich den Hintergrund und den 
Zweck solcher Geschäftsbeziehungen und Transaktionen zu Prüfen und die Ergebnisse 
schriftlich aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen sind im Sinne von § 79i für die zuständi-
gen Behörden aufzubewahren. 

Ausführung durch Dritte 
§ 79f. (1) Hinsichtlich der in § 79b Abs. 1 Z 1 bis 3 aufgezählten Sorgfaltspflichten 

kann auf die Erfüllung dieser Pflichten durch Dritte zurückgegriffen werden. Die endgül-
tige Verantwortung für die Erfüllung dieser Pflichten verbleibt jedoch bei jenem Berufs-
berechtigten, der auf einen oder mehrere Dritte zurückgreift. 

(2) Um auf eine Erfüllung der Sorgfaltspflichten durch Dritte zurückgreifen zu kön-
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nen, haben diese folgende Voraussetzungen zu erfüllen:
 1. Sie unterliegen einer gesetzlich anerkannten obligatorischen Registrierung ihres 

Berufes, 
 2. sie sind verpflichtet, den in der 3. Gelwäsche-RL vorgeschriebenen Anforderun-

gen zu entsprechen und 
 3. der Berufsberechtigte erhält unverzüglich die zur Erfüllung der nach den §§ 79b 

bis 79d normierten Sorgfaltspflichten erforderlichen Informationen, zumindest in 
Form von Kopien der zugrunde liegenden Dokumente. 

Meldepflichten 
§ 79g. (1) Berufsberechtigte sind verpflichtet, die Behörde von sich aus umgehend zu 

informieren, wenn 
 1. sie wissen, den Verdacht oder berechtigten Grund zu der Annahme haben, dass 

eine versuchte, bevorstehende, laufende oder bereits erfolgte Transaktion im Zu-
sammenhang mit Vermögensbestandteilen, die aus einer in § 165 des Strafgesetz-
buches, BGBl. Nr. 60/1974, aufgezählten strafbaren Handlung unter Einbezie-
hung von Vermögensbestandteilen, die aus einer strafbaren Handlung des Täters 
selbst, herrühren, steht, oder 

 2. sie wissen, den Verdacht oder berechtigten Grund zu der Annahme haben, dass 
ein Vermögensbestandteil aus einer in § 165 des Strafgesetzbuches aufgezählten 
strafbaren Handlung unter Einbeziehung von Vermögensbestandteilen, die aus 
einer strafbaren Handlung des Täters selbst, herrühren oder 

 3. sie wissen, den Verdacht oder berechtigten Grund zu der Annahme haben, dass 
die versuchte, bevorstehende, laufende oder bereits erfolgte Transaktion oder der 
Vermögensbestandteil im Zusammenhang mit einer kriminellen Vereinigung ge-
mäß § 278 des Strafgesetzbuches oder einer terroristischen Vereinigung gemäß 
§ 278b des Strafgesetzbuches oder einer terroristischen Vereinigung gemäß 
§ 278c des Strafgesetzbuches oder der Terrorismusfinanzierung gemäß § 278d 
des Strafgesetzbuches steht, oder 

 4. ein Kunde einem Verlangen im Zusammenhang mit der Identifizierung des wirt-
schaftlich Berechtigten nicht entspricht. 

(2) Berufsberechtigte haben bis zur Klärung des Sachverhalts und Äußerung durch 
die Behörde jede weitere Abwicklung einer Transaktion oder die Durchführung von Auf-
trägen, von denen sie vermuten, wissen, den Verdacht haben oder den berechtigten Grund 
zur Annahme haben, dass sie mit einer Geldwäsche oder einer Terrorismusfinanzierung 
zusammenhängen oder einer solchen dienen, zu unterlassen und diesen Umstand der Be-
hörde gemäß Abs.1 zu melden. Darüber sind in geeigneter Weise Aufzeichnungen zu 
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erstellen und mindestens fünf Jahre nach der Prüfung aufzubewahren.
(3) Die Berufsberechtigten sind berechtigt, von der Behörde zu verlangen, dass diese 

entscheidet, ob gegen die unverzügliche Durchführung von Aufträgen Bedenken bestehen. 
Äußert sich die zuständige Behörde bis zum Ende des folgenden Werktages nicht, so darf 
der Auftrag unverzüglich durchgeführt werden. 

(4) Falls der Verzicht auf die Durchführung des Geschäfts aber nicht möglich ist oder 
durch einen solchen Verzicht die Ermittlung des Sachverhalts oder die Sicherstellung der 
Vermögenswerte erschwert oder verhindert würde, so hat der Berufsberechtigte dem Bun-
deskriminalamt unmittelbar danach die nötige Information zu erteilen. 

(5) Die Berufsberechtigten sowie deren leitendes Personal und deren Angestellte ha-
ben der zuständigen Behörde in allen Fällen auf Verlangen Auskünfte zu erteilen, die 
dieser zur Verhinderung oder zur Verfolgung von Geldwäsche erforderlich scheinen. Die 
Übermittlung kann durch speziell vom Berufsberechtigten beauftragte Personen erfolgen. 
Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben ist die zuständige Behörde ermächtigt, von natürli-
chen und juristischen Personen und sonstigen Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit die 
hierfür erforderlichen Daten zu ermitteln und zu verarbeiten. Die zuständige Behörde ist 
ferner ermächtigt, personenbezogene Daten über Auftraggeber, die sie bei Vollziehung 
von Bundes- oder Landesgesetzen ermittelt haben, zu verwenden und mit Stellen anderer 
Staaten auszutauschen, denen die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-
rung obliegt.  

(6) Eine im guten Glauben erfolgte Meldung an die Behörde stellt keine Verletzung 
von vertraglich oder durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften, insbesondere der in 
§ 76 geregelten Beschränkungen der Informationsweitergabe dar. Eine Haftung des Be-
rufsberechtigten oder dessen leitendes Personal oder deren Angestellten kann darin nicht 
begründet werden. 

Verbot der Informationsweitergabe 
§ 79h. (1) Berufsberechtigte sowie deren leitendes Personal und deren Angestellte 

haben die Erstattung einer Meldung an die Behörde und alle damit im Zusammenhang 
stehenden Vorgänge gegenüber dem Auftraggeber und Dritten geheim zu halten. 

(2) Das Verbot gemäß Abs. 1 steht einer Informationsweitergabe an ausländische Be-
rufsberechtigte in Mitgliedstaaten oder in Drittländern, in denen der 3. Gelwäsche-
RL gleichwertige Anforderungen gelten, nicht entgegen, wenn diese in derselben Gesell-
schaft oder im Rahmen eines Netzwerkes tätig sind. Unter Netzwerk ist dabei eine umfas-
sendere Struktur zu verstehen, der diese Berufsberechtigten angehören, die über gemein-
same Eigentümer oder eine gemeinsame Leitung oder über eine gemeinsame Kontrolle in 
Bezug auf die Einhaltung der Vorschriften zur Verhinderung der Geldwäsche und der 
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Terrorismusfinanzierung verfügt.
(3) Informationen dürfen ausschließlich zum Zwecke der Verhinderung der Geldwä-

sche und der Terrorismusfinanzierung an andere, auch ausländische, Berufsberechtigte 
weitergegeben werden, sofern es sich um denselben Auftraggeber und dieselbe Transakti-
on handelt, an der diese Berufsberechtigten beteiligt sind. Im Falle der Informationswei-
tergabe an einen ausländischen Berufsberechtigten darf dies nur unter der Voraussetzung 
erfolgen, dass dieser der 3. Gelwäsche-RL gleichwertigen Anforderungen unterliegt und 
dieser auch gleichwertigen Verpflichtungen in Bezug auf die berufliche Verschwiegen-
heitspflicht (§ 76) und den Schutz personenbezogener Daten unterliegt. 

(4) Das Bemühen, einen Auftraggeber davon abzuhalten, eine rechtswidrige Hand-
lung zu begehen, gilt nicht als Informationsweitergabe im Sinne des Abs. 1. 

Aufbewahrungspflichten 
§ 79i. Berufsberechtigte haben aufzubewahren: 

 1. Unterlagen, die einer Identifizierung dienen, zumindest fünf Jahre nach dem 
letzten Geschäftsfall mit dem Auftraggeber und 

 2. von sämtlichen Transaktionen und Geschäftsbeziehungen Belege und Aufzeich-
nungen, zumindest fünf Jahre nach deren Durchführung. 

Innerorganisatorische Maßnahmen 
§ 79j. (1) Berufsberechtigte müssen zur Verhinderung von Geldwäsche und Terro-

rismusfinanzierung geeignete Maßnahmen treffen. Sie haben insbesondere 
 1. angemessene und geeignete Strategien und Verfahren einzuführen für: 
 a) Die Einhaltung der Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden, 
 b) Verdachtsmeldungen, 
 c) die Aufbewahrung von Aufzeichnungen, 
 d) die Risikobewertung und das Risikomanagement in Bezug auf Geschäftsbe-

ziehungen und Transaktionen und 
 e) geeignete Kontroll- und Informationssysteme in ihren Kanzleien sowie 
 2. das in ihrer Kanzlei befasste Personal 
 a) mit den Bestimmungen, die der Verhinderung und der Bekämpfung der Geld-

wäsche und der Terrorismusfinanzierung dienen, nachweislich vertraut zu ma-
chen und 

 b) in besonderen Fortbildungsprogrammen zu schulen. 
(2) In Gesellschaften ist ein gesetzlicher Vertreter als Beauftragter für Fragen der 

Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung einzurichten. Dieser ist für die Einhaltung der 
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Bestimmungen des Abs. 1 verantwortlich.
(3) Bereits bei Einstellung von Personal ist dieses einer Überprüfung im Hinblick auf 

Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zu unterziehen.
 § 89. Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustän-

digkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, begeht eine mit 
einer Geldstrafe von 400 Euro bis zu 14.000 Euro zu bestrafende Verwal-
tungsübertretung, wer 
 1. ohne Berufsberechtigter oder berechtigter Dienstleister gemäß 

§ 100 Abs. 1 und 2 zu sein einen Bilanzbuchhaltungsberuf selbst-
ändig ausübt oder eine der in §§ 2 bis 4 angeführten Tätigkeiten 
anbietet, ohne die erforderliche Berechtigung zu besitzen, oder 

 2. eine Berufsbezeichnung gemäß den §§ 58 oder 70 unberechtigt 
verwendet oder 

 3. der Verpflichtung zur Verschwiegenheit gemäß § 76, ohne davon 
entbunden zu sein, zuwiderhandelt oder 

 4. der Verpflichtung zur Führung der Berufsbezeichnung gemäß 
§ 100 Abs. 3 BiBuG zuwiderhandelt oder 

 5. den Informationspflichten gemäß § 100 Abs. 4 nicht oder nicht 
vollständig nachkommt. 

§ 89. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte 
fallenden strafbaren Handlung bildet, begeht eine mit einer Geldstrafe von 400 Euro bis 
zu 20 000 Euro zu bestrafende Verwaltungsübertretung, wer 
 1. ohne Berufsberechtigter oder berechtigter Dienstleister gemäß § 100 Abs. 1 und 2 

zu sein, einen Bilanzbuchhaltungsberuf selbständig ausübt oder eine der in §§ 2 
bis 4 angeführten Tätigkeiten anbietet, ohne die erforderliche Berechtigung zu 
besitzen, oder 

 2. eine Berufsbezeichnung gemäß den §§ 58 oder 70 unberechtigt verwendet oder 
 3. der Verpflichtung zur Verschwiegenheit gemäß § 76, ohne davon entbunden zu 

sein, zuwiderhandelt oder 
 4. eine in den §§ 79a bis 79f und in den §§ 79h bis 79j oder eine in der Ausübungs-

richtlinie gemäß § 69 normierte Pflicht betreffend Maßnahmen zur Verhinderung 
von Geldwäsche und Terrorismusbekämpfung verletzt oder 

 5. der Verpflichtung zur Führung der Berufsbezeichnung gemäß § 100 Abs. 3 zuwi-
derhandelt oder 

 6. den Informationspflichten gemäß § 100 Abs. 4 nicht oder nicht vollständig nach-
kommt. 

(2) Wer es entgegen der Bestimmung des § 79g unterlässt, die Behörde umgehend zu 
informieren oder die erforderlichen Auskünfte zu erteilen oder Unterlagen herauszugeben, 
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallen-
den strafbaren Handlung bildet, eine mit einer Geldstrafe von 400 Euro bis zu 
30 000 Euro zu bestrafende Verwaltungsübertretung. 

§ 98. (1) … 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) bis (10) … 

§ 98. (1) … 
(1a) Für Gewerbetreibende, die das Gewerbe „Gewerbliche Buchhalter“ ausüben, ge-

lten bezüglich der Maßnahmen zur Verhinderung der Geldwäsche und der Terrorismusfi-
nanzierung die Bestimmungen der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194. Für die Ausü-
benden des freien Berufes „Selbständiger Buchhalter“ gelten hinsichtlich der Maßnahmen 
zur Verhinderung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung unabhängig ihrer 
Kammerzugehörigkeit die Bestimmungen des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes, BGBl. I 
Nr. 58/1999. 

(2) bis (10) … 
§ 103. (1) … § 103. (1) … 
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(2) Mit der Vollziehung des § 79g Abs. 5, 3. und 4. Satz ist der Bundesminister für 
Inneres betraut.  
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